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Beginn der Sitzung: 11 Uhr 

Vor si tz en d er: Präsident Dr. h. c. Dipl.­
lug. Figl. 

Präsident: Die Sitzung ist er öffn et. 

Das Amtliche P r o t o k o l l  der letzten Sitzung 
vom 17. Juli 1959 ist in der Kanzlei aufge­
legen, unbeanständet geblieben und gilt daher 
als g en eh m i g t. 

Kr ank gemeldet sind die Abgeordneten 
Stürgkh und lng. Kortschak. 

En tsc h u ld i g t  hab en sich die Abgeordne­
ten Bundesminister Dr. Bock, Bundesminister 
Dr. Kreisky, Dr . -lng. J ohanna Bayer, Eichinger, 
Rudolf Graf, Dr. Josef Gruber, Lola Solar, 
Dr . Toneie, Dr. Leopold Weismann, Marie 
Emhart, Wilhelmine Moik, Preußler, Schnee­
b erger und Klenner. 

Die eingelangten A n tr ä g e  w ei s e  ich z u  
wie folgt: 

Antrag 2 1 /A der Abgeordneten Dr. Kummer 
und Genossen, betreffend die Abänderung des 
§ 25 des Bundesgesetzes vom 28. März 1947, 
BGBI. Nr. 97  (Betriebsrätegesetz), und 

Antrag 30/A der Abgeordneten Dr. Kan­
dutsch und Genossen, betreffend die Einbe­
ziehung . der Inhaber von privaten Schulen in 
die Pensionsversicherung der gewerblichen 
Wirtschaft, 

dem Ausschuß für soziale Verwaltung; 

Antrag 22JA der Abgeordneten Dr. Kummer 
und Genossen, betreffend N ovellierung des 
Gutsangestelltengesetzes, 

dem Justizausschuß ; 

Antrag 23jA der Abgeordneten Reich und 
Genossen, b etreffend die Erlassung eines 
Bundesgesetzes, womit das Familienlasten­
ausgleichsgesetz neuerlich geändert wird (No­
velle 1959 zum Familienlastenausgleichsge­
setz), 

Antrag 24jA der Abgeordneten Dworak und 
Genossen, betreffend ein Bundesgesetz , mit 
dem das Gewerbesteuergesetz 1953 abgeändert 
wird (Gewerbesteueränderungsgesetz 1959), und 

Antrag 29/A der Abgeordneten Dr. Kan­
dutsch und Genossen, betreffend Novellierung 
des Einkommensteuergesetzes , 

dem Finanz- und Budgetausschuß ; 

Antrag 2 5JA der Abgeordneten Dipl.-Ing. 
Pius Fink und Genossen, betreffend Ergänzung 
der Bundesverfassung, und 

Antrag 27 /A der Abgeordneten Schneeberger 
und Genossen, betreffend Abänderung des 
Bundes-Verfassungsgesetzes , 

dem Verfassungsausschuß ; 

Antrag 26jA der Abgeordneten Franz Mayr 
und Genossen, betreffend die Schaffung eines 
Bundesgesetzes zur Ordnung der Mühlen­
wirtschaft (Mühlengesetz ), und 

Antrag 28jA der Abgeordneten Dr. van 
Tongel und Genossen, betreffend Abänderung 
der Handelskammer-Wahlordnung, 

dem Handelsausschuß. 

Wird gegen diese Zuweisungen ein Einwand 
erhoben 1 - Dies ist nicht der Fall. 

Eine Zuweisung der Anträge 
31 jA der Abgeordneten Dr. Kandutsch und 

Genossen, betreffend Schaffung eines Bundes­
gesetzes über die Errichtung einer Personal­
vertretung für die öffentlich Bediensteten 
(Personalvertretungsgesetz ), und 

32jA der Abgeordneten Dr. Gredler und 
Genossen, b etreffend Schaffung eines um­
fassenden Kriegs- und Verfolgungssachschäden­
gesetzes, 
kann ich noch nicht vornehmen, da die 
Antragsteller beantragt haben, diese Anträge 
in erste Lesung zu nehmen. 

Ich ersuche den Schriftführer, Herrn Abge­
ordneten Machunze, um die Verlesung des 
Ei n l aufes. 

.. 

Schriftführer Machunze : 

"An den Herrn Präsidenten des National­
rates. 

Der Herr Bundespräsident hat mit Ent­
schließung vom 1 7 .  Juli 1959, Zl. 7458/59, 
üb er meinen Antrag gemäß Artikel 73 des 
Bundes-Verfassungsgesetzes in der Fassung 
von 1929 für die Dauer der zeitweiligen 
Verhinderung des Bundesministers für Hand'el 
und Wiederaufbau Dr. Fritz Bock den Bundes­
minister für Finanzen Prof. Dr. Reinhold 
Kamitz mit dessen Vertretung betraut. 

Hievon beehre ich mich mit dem Ersuchen 
um gefällige Kenntnisnahme die Mitteilung 
zu machen. 

Julius Raab" 

Präsident: Dient zur Kenntnis. 
Ich ersuche den Schriftführer, in der Ver­

lesung des Einlaufes fortzufahren. 

Schriftführer Machunze : Von der Bundes­
regierung sind folgende V 0 rl a g en eingelangt :  

Bundesverfassungsgesetz, mit dem das Bun­
des-Verfassungsgesetz in der Fassung von 1929 
abgeändert wird (21 der Beilagen); 

Bundesgesetz über die Regelung des Straßen­
verkehrs (Straßenpolizeigesetz 1959) (22 der 
Beilagen). 
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Es werden zugewiesen,' 
21 dem Verfassungsausschuß ; 
22 dem Handelsau88chuß. 

Die Regierung hat damit zum Ausdruck 
gebracht, daß sie den Weg der Zusammen­
arbeit fortsetzen will, den am Beginn der 
Zweiten Republik Renner, Körner und Kun­

Debatte über die Erklärung der Bundes- scha,k gewiesen haben, den Weg, der zur 
regierung staatlichen Freiheit, zur Unabhängigkeit un-

Präsident: Wir gehen in die T ag e so r d n u n g  seres Landes, 4U Frieden und wirtschaft­
ein. Gegenstand ist die Debatte über die licher sowie sozialer Sicherheit aller geführt 
Erklärung der Bundesregierung vom 1 7 .  Juli hat. 
1959. Die Bevölkerung Österreichs hat in den 

Wir gehen in die Debatte ein. Zu Wort letzten Wochen oftmals mit Bangen den 
gemeldet ist der Herr Abgeordnete Aigner. Nachrichten im Rundfunk gelauscht oder 
Ich erteile ihm das Wort. in den Zeitungen über die Fortschritte oder 

Abgeordneter Aigner: Hohes Haus! Meine 
Damen und Herren ! Der Herr Bundes­
kanzler beendete seine Regierunßßerklärung 
mit den Sätzen: "Eine richtige Demokratie 
kann nur bestehen, wenn jeder Bewohner 
dieses Staates die Meinung und die Über­
zeugung des anderen achtet, wenn die Freiheit 
der Gesinnung gewahrt bleibt, die Freiheit 
der Arbeits wahl und des Arbeitsplatzes ge­
sichert ist und wenn egoistische, die Gemein­
schaft gefährdende Wünsche und Bestrebun­
gen zurückgestellt werden. Wenn eine der­
artige Geisteshaltung nicht besteht und die 
Freiheit der Gesinnung nicht gewahrt bleibt, 
so zerbricht die Demokratie, und dies würde 
ein Ende der Koalition bedeuten." 

Dieser Erklärung können wir Sozialisten 
unsere Zustimmung geben, denn immer und 
zu jeder Zeit ist die sozialistische Bewegung 
für die Freiheit des einzelnen, für die Freiheit 
der Völker eingetreten. Für uns ist die Frei­
heit immer die Freiheit des Andersdenkenden. 

über die Schwierigkeiten gelesen, die es bei 
der Bildung der Regierung nach den Mai­
wahlen gab. Es hat diesmal länger gedauert 
als die Jahre zuvor. Neun Wochen wurde 
zwischen den Verhandlungskomitees, vorerst 
unter der Führung des Herrn Bundeskanzlers, 
um die Zusammensetzung und das Programm 
der Regierung gerungen. Es hat lange Zeit 
gedauert, bis die Österreichische Volkspartei 
bereit war, die aus den Wahlergebnissen ent­
standenen Verhältnisse zur Kenntnis zu neh­
men und von Machtpositionen, die sie 
innehatte, etwas 2Jbzugeben. 

Ich habe nicht die Absicht, zu unter­
suchen, welche parteiinternen Gründe die 
Volkspartei zur Vorverlegung der Neu wahlen 
veranlaßten. Ich darf aber wohl feststellen, 
daß das Ergebnis der Wahlen vom 10. Mai 
1959 die Erwartungen der Österreichischen 
Volkspartei nicht erfüllte. 

Die Wahlen vom 10. Mai 1959 brachten der 
Österreichischen Volkspartei 1 ,928.043 Stimmen 
oder 44,19  Prozent. Gegenüber den Wahlen 
von 1956 verlor die Volkspartei 7 1 .  943 Stimmen, 
und ihre Mandatszahl im Hohen Hause sank 
von 82 auf 79. 

Aus den Erfahrungen der Periode des 
europäischen Faschismus wissen wir, daß 
die Sicherung der Freiheit auf der Sicherung 
der wirtschaftlichen Existenz der Massen 
beruht. Wir wissen aber auch, daß die Siche- Wir Sozialisten haben am 10. Mai 1,953.935 

Stimmen erreichen können, das sind 44, 79 Pro­rung der Freiheit in einer Zeit des Gleich-
gewichtes der Kräfte von uns ein Mitregieren zent. Gegenüber den Wahlen von 1956 nahm 

und ein Mitverantworten verlangt. unsere Stimmenanzahl u m  80.640 zu . Wir stiegen 

Wir haben uns deswegen eindeutig auf von 74  auf 78  Abgeordnetensitze .  

den Standpunkt der Zusammenarbeit der Nicht mehr vertreten sind in diesem Hause 
beiden großen Parteien dieses Hauses ge- die Kommunisten, die in ganz Österreich 
stellt und sind auch in der "kommenden Zeit" zwar 140.000 Stimmen erreichen konnten, 
bereit, die Mitverantwortung an den Hand- aber mangels eines Grundmandates hier nicht 
lungen der Regierung zu tragen. Wir ver- mehr in Erscheinung treten. 
traten von Anfang an die Meinung, daß diese Die Freiheitliche Partei Österreichs er­
Mitverantwortung auf einer Zusammenarbeit reichte mit 336. 1 1  0 Stimmen" oder 7 , 7  Prozent 
beruhen muß, die die rechtsstaatliehe Ord- acht Mandate. 
nung wahrt und im Gleichgewicht der Kräfte Das Ergebnis der Wahlen wurde in der Zeit 
ihren Ausdruck findet. nachher wiederholt kritisiert und die WI:l.hl-

Wir begrüßen es, daß eine der ersten Hand- ordnung zum Nationalrat von allen Parteien, 
lungen der Regierung jener feierliche Akt war, mit Ausnahme der Österreichischen Volks­
in dem sie im Wiener Burgtor zu Ehren partei, als novellierungsbedürftig dargestellt. 
der treuesten Söhne Österreichs, die ihr Auch die Kommunisten tun dies. Die Kommu­
Leben im Kampfe um Ö sterreichs Freiheit 

I 
nisten haben meiner Meinung nach am wenig­

hingaben, eine Gedenktafel enthüllte. sten Recht dazu, denn sie haben seit dem Jahre 
6 
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Betrauung des Obmannes der Österreichischen 
Volkspartei mit der Bildung einer neuen 
Regierung durch den Herrn Bundespräsidenten 
entsprach den demokratischen Gepflogenheiten. 

1945 aus dem Bestehen dieser Nationalrats­
Wahlordnung höchstens fünf Abgeordneten­
sitze erreichen können. Daß in der Zwischen­
zeit ihre Stimmen zahl immer kleiner und 
kleiner geworden ist, daran ist nicht die Wahl­
ordnung schuld, sondern daran ist wahrschein- Es wäre verlockend, im einzelnen nachzu­
lich die Politik schuld, die die Kommunistische gehen und klarzustellen, welche Wandlungen 
Partei in Österreich gemacht hat und die von innerhalb der Volkspartei bei den Verhand­
den Wählern in immer stärkerem Maße ab- lungen um die Regierungsbildung und um die 
gelehnt wird. Zusammensetzung der Regierung vor sich 

Wir sind aber trotzdem der Meinung, daß gegangen sind. (Abg. D1·. Gredle r: Das wäre 

eine Reform der N ationalrats-Wahlordnung wirklich verlockend I) 
notwendig ist. Und zwar hat das Organ der Nachdem Bundeskanzler Raab den Auftrag 
oberösterreichischen Volkspartei, das "Linzer zur Regierungsbildung übernommen hatte, 
Volksblatt", das sehr eindeutig ausgedrückt. war die Volkspartei der Meinung, es genüge, 
Man kann nun nicht sagen, daß der Artikel, wenn man uns Sozialisten einen Ministersessel 
der am 1 6. Mai dieses Jahres im "Linzer mehr anbiete, um so das optische Gleichgewicht 
Volksblatt" erschienen ist, der die Überschrift in der Regierung herzustellen. Es war die 
trägt: , ,300.000 Randschichtenwähler", ein Absicht der Österreichischen Volkspartei, die 
aus der, augenblicklichen Stimmung entstande- Verhandlungen um die Regierung auf der 
ner Artikel ist, sondern er wurde erst ungefähr Plattform der Verteilung von Ministersesseln 
acht Tage nach den Wahlen geschrieben. zu beginnen. Dieser Auffassung der Unter­
Das "Linzer Volksblatt" schreibt: händler der Österreichischen Volkspartei wurde 

"Zum z weiten mal hat damit das Wahl- von unseren Parteifreunden die Forderung 
system einen sozialistisch geführten Staat nach einer Gleichberechtigung in allen Be­
verhindert, ein Wahlsystem, das die Mandate langen der Regierung entgegengestellt. Wir 
nicht nach Wähler zahlen , sondern nach Ein- waren der Meinung, man müsse sich zuerst 
wohnerzahlen verteilt. Es ist nicht übertrieben, über ein Programm einigen und könne erst 
zu sagen, daß auf diese Weise die kinder- nach dieser Einigung über ein Regierungs­
reichen Gegenden, die leichter zu Mandaten programm an die Auf teilung der Ressorts 
kommen als die kinder armen Großstadt- gehen. Von uns wurde der Begriff der Gleich­
gebiete, die Wahlen entschieden haben. "  berechtigung auch auf die Art der Haus-

Durch dieses Wahlsystem wurde die an Stim- haltsführung ausgedehnt, die unserer Meinung 
men stärkste Partei auf den zweiten Platz nach für beide Teile gleich sein muß. 
verwiesen. 

Ich möchte mit allem Nachdruck und 
Wenn wir uns bei den Verhandlungen um mit aller Eindeutigkeit feststellen: In keiner 

die Regierungsbildung daher auf den Stand- Phase der Verhandlungen wurde von den 
punkt des Gleichgewichtes in der Regierung sozialistischen Unterhändlern das Verlangen 
stellten, so war dies von uns kein unbilliges gestellt, an Stelle des Herrn Bundesministers 
Verlangen, denn auch nach den Darlegungen für Finanzen Dr. Kamitz einen anderen Mann 
des "Linzer Volksblattes" war es nicht der mit der Führung dieses Ressorts zu betrauen. 
Ausdruck des Willens  der Wähler, der der (Abg. Dr. Gredler: Hört 1 Hört I) Was wir Österreichischen Volkspartei uns gegenüber verlangten und was wir begehrten, war und 
einen Vorsprung von einem Mandat gab, ist, daß der Herr Bundesminister für Finanzen 
sondern dasWahlsystem der Nationalrats-Wahl- Mehreingänge aus dem Budget nicht nach 
ordnung war es, das dieses Resultat brachte. den Grundsätzen der Bevorzugung seiner 

Unseren Willen zur Zusammenarbeit haben Parteifreunde, sondern nach wirtschaftlichen, 
wir wiederholt bekundet, und zW'ar während sozialen und gerechten Methoden verteilt. 
des Wahlkampfes, aber auch unmittelbar Ich gebe zu, daß formal-rechtlich der Herr 
nach den Wahlen. Der Ablauf der Konsti- Bundesminister für Finanzen sowohl auf Grund 
tuierung des Nationalrates hat auch nach des Finallzgesetzes wie auch auf Grund des 
außen hin diesen Willen zur Zusammenarbeit Verwa.ltungsentlastungsgesetzes zu seinem Vor­
unmißverständlich ausgedrückt. Obwohl wir gehen berechtigt war. Es entspricht aber 
die stimmenmäßig stärkste Partei sind, haben nicht dem Geist einer Koalitionsregierung, 
wir die parlamentarische Gepflogenheit, der wenn der Herr Finanzminister Mehreingänge 
an Mandaten stärkeren Partei den Vortritt zu im Staatshaushalt nach anderen als den von 
lassen, eingehalten. uns aufgezeichneten Grundlinien verausgabt. 

Die Konstituierung des Nationalrates voll- Wir haben deshalb eine bestimmte Ein­
zog sich in einer der Würde und dem Ansehen schränkung im Finanzministerium verlangt 
des Hohen Hauses entsprechenden Form. Die und diese Einschränkung unter dem Schlag-
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wort einer Gleichberechtigung in der Haus-

I 
Einigung. Am 7. Juli hat Bundeskanzler 

haltsführung ausgedrückt. lng. Raab den Auftrag zur Bildung einer 
Es war für unS eine Selbstverständlichkeit, Regierung zurückgelegt. 

daß in der Verwaltung der verstaatlichten 
Betriebe eine Änderung eintreten muß, wobei 
wir der Meinung Ausdruck gaben, daß auch 
die verstaatlichten Banken einer den ver­
staatlichten Betrieben ähnlichen Organisa­
tionsform unterworfen werden müßten. Um 
die Grundsätze wurde nun Tage und Wochen 
zwischen den Parteien verhandelt. 

Da platzte wie eine Bombe nach einer 
Aussprache zwischen dem Herrn Bundes­
kanzler Ing. Raab und unserem Parteifreund, 
dem Herrn Minister außer Dienst Oskar 
Helmer, der Vorschlag des Herrn Bundes­
kanzlers, wir Sozialisten sollten das Finanz­
ministerium übernehmen. Wir hatten weder 
Grund noch Ursache, nein zu sagen. Auf 
Grund des von uns eingenommenen Stand­
punktes der Gleichberechtigung und der Mit­
verantwortung waren wir bereit, den Vor­
schlag des Herrn Bundeskanzlers anzunehmen. 
Der Vorschlag des Herrn Bundeskanzlers 
führte aber innerhalb der Österreichischen 
Volkspartei zu einer Rebellion. Der Volks­
aufstand für den Herrn Dr. Kamitz, das 
war nicht die Bewegung der Männer und 
Frauen aus dem Volke innerhalb der Volks­
partei (Abg. Sc he ibenreif: Doch ! Hundert­
prozentig ! - Gegenrufe bei der S PÖ ) , sondern 
das war die Rebellion j ener, die bei einem 
Wechsel im Finanzressort für ihre Bevor­
zugung gegenüber den großen, breiten Schich­
ten des Volkes fürchteten. (Beifall bei der 
SPÖ.j Das war die Rebellion der Herren 
der Industrie, der Großkaufmannschaft und 
aller jener, die aus der Steuerpraxis Bevor­
zugungen und Vorteile erzielen. Wir So­
zialisten werden auf diese Rebellion innerhalb 
der Volkspartei noch sehr oft zu sprechen 
kommen, denn mit ihr hat sich der Charakter 
der Volkspartei vor den Augen der ganzen 
Öffentlichkeit enthüllt. (Zwischenr�tf des Abg. 
M i t terer.) 

Nachdem aber die Vorschläge des Herrn 
Bundeskanzlers von seiner Bundesparteileitung 
abgelehnt wurden, kam man im Verhand­
lungskomitee wieder auf die alten Vorschläge 
zurück. 

Den Vorschlägen der Volkspartei stellten 
wir nun das Verlangen gegenüber, das Re­
gierungsprogramm und die Koalitionsverein­
barung auf der Basis des Jahres 1953 zu er­
stellen. Denn 1953 war eine ähnliche Si­
tuation wie heute. Wir verfügten über 73, 
die Österreichische Volkspartei über 74 Sitze 
im Parlament, wobei wh, auch damals eine 
größere Stimmenzahl als die Volkspartei auf­
wiesen. Aber auch darüber kam es zu keiner 

Durch die Zurücklegung des Auftrages 
zur Regierungsbildung durch Ing. Raab wurde 
eine neue Phase um die Regierungsbildung 
eingeleitet. Es ging um die Herstellung des 
Gleichgewichtes auf Grund der Ergebnisse 
der Wahlen vom 1 0. Mai. 

Die Ausgangsbasis für die Verhandlungen 
war die aus den Wahlen vom Jahre 1956 ge­
schaffene Position der Österreichischen Volks­
partei. Die Wahlen von 1956 brachten der 
Volkspartei ein parlamentarisches Überge­
wicht. Die Volkspartei hat ihren Wahlsieg, 
den sie 1956 nicht über uns, sondern über 
die Freiheitliche Partei Österreichs errang, 
restlos ausgenützt. 

Bei den Verhandlungen um die Regierungs­
bildung im Jahre 1956 mußten wir den For­
derungen der Österreichischen Volkspartei 
nachgeben und die b is dorthin von einem 
sozialistischen Minister geführten verstaat­
lichten Betriebe unter die Führung des Herrn 
Bundeskanzlers als dem Vorsitzenden der 
neugeschaffenen Industrie- und Bergbau-Ver­
waltung stellen. Vielleicht erinnern sich die 
Herren der Österreichischen Volkspartei noch 
an die Rede, die rler Herr Abgeordnete 
Dr. Maleta zur Regierungserklärung 1956 
hielt, wo er einen Totengesang auf das Kaiser­
reich Waldbrunner hielt (Zwischenrufe bei 
der Ö VP - Abg. Dr. Male ta: Jawohl, 
Kaiserreich !  - weitere Zwischenrufe) und 
die Präsidentschaft Raab als eine siegreiche 
Präsidentschaft ankündigte. (Abg. Dr. N e u­
ge bau  e r :  Da waren Sie sehr unvorsichtig !) 

1 956 wurde der Rundfunk aus dem Mini­
sterium Waldbrunner herausgelöst und dem 
Bundeskanzleramt unterstellt. 1956 haben 
wir uns dem Entscheid der Wähler gebeugt 
und zu diesen Zugeständnissen bereit erklärt. 

1959 haben die Wähler anders entschieden. 
'Venn die Österreichische Volkspartei mit 
derselben demokratischen Haltung dem Willen 
der Wähler nachgekommen wäre, hätten die 
Verhandlungen um die Bildung einer Re­
gierung viel früher einen Abschluß gefunden. 
(Beifall bei der SPÖ.j 

Die Lösung der Aufgabe einer Regierungs­
bildung aus den Händen eines designierten 
Regierungschefs auf Parteienkomitees zu über­
tragen, war ein Akt staatsmännischer Klugheit 
und politischer Weisheit des Herrn Bundes­
präsidenten. Auf diesem Wege war es möglich, 
in verhältnismäßig kurzer Zeit zu einer 
Koalitionsregierung zu kommen, die den Ob­
mann. der Österreichischen Volkspartei, Herrn 
Bundeskanzler Ing. Raab, neuerlich mit der 
Bildung einer Regierung beauftragen konnte, 
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ohne daß bei den Verhandlungen Herr Ing. Die Forderungen der Rentner und Kriegs­
Raab in Erscheinung trat. (Abg. D1·. Male t a: oprer werden von uns mit demselben Ernst 
A -llch nicht Pittermann !) behandelt werden müssen wie die Erwartungen 

Die abgeschlossene Koalitionsvereinbarung aller übrigen Volksschichten. Wenn ich eine 
bildet nun die Grundlage der neuen Regierung. Gruppe herausnehme, so vor allem deswegen, 
Die Regierungserklärung ist eine gemeinsame, weil es auch hier praktisch eine gemeinsame 
und beide Parteien haben sich auf sie geeinigt. Absicht der Regierungsparteien ist, die Wieder­
Namens meiner Partei erkläre ich, daß wir gutmachung für die Opfer des Faschismus 
den Grundsätzen der Regiernngspolitik zu- endlich zu einem Abschluß zu bringen, indem 
stimmen und die Erklärung der Bundesre- wir eine Regierungsvorlage bekommen, die die 
gierung zur Kenntnis nehmen. offenen Forderungen und Wünsche der Opfer 

Der Bundeskanzler führte aus, daß die des Faschismus berücksichtigt. Ich habe 

Wirtschaftspolitik der Regierung sich auf gesagt, daß wir die Geste der Regierung mit 

den Grundsätzen einer Stabilität der Währung, der Eröffnung der lVIahntafel im Äußeren 

der Stabilität der Kaufkraft und der Vollbe- Burgtor als ein Bekenntnis zur Demokratie 

schäftigung bewegen wird. Damit geht Öster- und zur Freiheit begrüßen, aber ebenso not· 

reich den 'Weg, den alle freien Staaten der wendig ist es, daß wir den Opfern des Faschis­

'Velt gehen, denn kein Land kann sich in mus jene Gerechtigkeit zuteil werden lassen, 

dieser Zeit Erschütterungen der Wirtschaft auf die sie seit dem Jahre 1945 warten. (Bei. 

leisteIl. fall bei der SPÖ.) 

Die Politik einer Vollbeschäftigung erfordert Die Lösung der sehr dringenden Probleme 

eine aktive Konjunkturpolitik von der Budget- der verstaatlichten Betriebe, der Banken und 

seite her. Auch darin unterscheidet sich die der Tabakregie finden unsere Zustimmung. 

Regierungserklärung nicht von·denen der Ver- 'Venn die Regierungserklärung die Schwierig­
gangenheit und nicht von denen anderer, keiten des Bergbaues im besonderen hervor­
freier Völker der Welt. hebt, so möchte ich hierzu sagen und gleich-

Der Arbeiter erwartet, daß in einer Zeit der zeitig betonen, daß dies zwar auch für alle 
Konjunktur und des wachsenden Sozial- übrigen Wirtschaftszweige gilt, im besonderen 
produkts sein Lebensstandard nicht nur ge- aber für den Bergbau seine Geltung hat. Es liegt 
wahrt, sondern auch entsprechend der noch nicht so lange Zeit zurück, daß die 
Produktions. und Produktivität.ssteigerung ge- Regierung an den Bergarbeiter herantrat und 
hoben und verbessert wird und daß die Grund. ihn dazu veranlaßte, lVIehrleistungen zu er· 
lagen für soziale Sicherheit aller Arbeitenden bringen, mehr Schichten zu fahren, um die 
gefestig�. und erweitert werden. (Be-ifall bei Versorgung der Industrie und der Haushalte 
der SPO.) mit Kohle zu gewährleisten. Diese lVIehr. 

Der Lebensstandard der breiten Massen leistungen in Notzeiten erbrachten die im 

kann nur erhalten werden, wenn über den Weg Bergbau tätigen Männer und Frauen bei 

der Preispolitik eine Stabilität in den Preisen schlechter Ernährung und bei schlechter Be· 

erreicht wird. Wir begrüßen daher das Be- kleidung, und sie sahen in dieser lVIehrleistuna 

kenntnis der Regierung zu jener Einrichtung, nichts anderes als die Erfüllung einer Pflicht. 
die der verstorbene Präsident des Österreichl. Wenn der Arbeiter des Bergbaues in Notzeiten 

schen Gewerkschaftsbundes, Johann Böhm, 
geholfen hat, ist neben den wirtschaftlichen 

in der Paritätischen Lohn. und Preiskommis. Verpflichtungen die Sicherung der Existenz 

sion geschaffen hat. der im Bergbau tätigen Menschen eine soziale 

W
. . und eine bevölkerungspolitl'sclle VerpfiI·chtung. 
Ir stImmen mit der Regierungserklärung . d 

Zu den vielen Maßnahmen, die hier getroffen 
überem, aß Forderungen einzelner Gruppen werden können, gehört es meines Erachtens 
und Schichten des Volkes, so berechtigt sie t d S h t ß h ce Ull er an erem, c u zma na men zu trellen 
sein mögen, nur in dem Ausmaß befriedigt ' 

werden können, in dem ein wachsendes Sozial-
um gegen die Dumpingpreise für ausländische 

produkt Mehreinnahmen für den Staatshaus. 
Erdölprodukte auftreten zu können. 

Die in der Regierungserklärung ausge­
sprochene vermehrte Zuteilung von Mitteln 
für den Wohnbau findet unsere Zustimmung. 
Daß Teile dieser zusätzlichen Mittel aus den 
Budgetbeträgen für das Bundesheer genom­
men werden, wird allgemeine Befriedigung 
hervorrufen. 

halt bringt. Es müssen daher auch die öffent­
lich Bediensteten begreifen, daß ihre berech­
tigte Forderung nach einem 14. Monatsgehalt 
nicht auf einmal erfüllt werden kann, sondern 
daß die Befriedigung in Etappen erfolgen 
wird. Da es der gemeinsame Wille der beiden 
Regierungsparteien ist, diese Wünsche zu 
erfüllen, können die öffentlich Bediensteten 
damit rechnen, in absehbarer Zeit zu ihrem 
verlangten 14. Monatsbezug zu kommen. 

Es ist zu hoffen, daß die für die Wohnraum­
beschaffung Verantwortlichen sich über die 
zweckmäßigste Verwendung dieser Mittel 
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rasehest einigen werden. Ich darf aussprechen, 
daß die Unterschiede in den Auffassungen 
keine allzu großen mehr sind. Unserer Meinung 
nach muß aber unter allen Umständen für den 
wirtschaftlich und für den sozial Schwächsten, 
aber auch für die kinderreichen Familien in 
besonderem Ausmaß vorgesorgt werden. 

Ein Bodenbeschaffungs- und ein Assanie­
rungsgesetz sind integrierende Bestandteile 
einer aktiven Wohnraumbeschaffungspolitik. 

Die zwischen uns bestehenden Differenzen 
i n  den Fragen der Landwirtschaft können über­
wunden werden, wenn wir uns auf eÜl�ge all­
gemeine Grundsätze einigen. So wie der Ar­
beiter der Industrie und des Gewerbes, so wie 
die gesamte Wirtschaft haben auch die bäuer­
lichen Betriebe ihren großen Anteil am 
Wiederaufbau der österreichischen Wirt­
schaft. Das Landwirtschaftsgesetz wird un­
sere Zustimmung finden, wenn es dem sozialen 
Wandel innerhalb der Landbevölkerung Rech­
nung trägt, die wirtschaftlichen Verhältnisse 
berücksichtigt und nicht nur dem bäuerlichen 
Wirtschafter Schutz vor der Willkür einer 
Agrarbürokratie bietet, sondern auch die 
Interessen der Konsumenten zu wahren in 
der Lage ist. Bauern und Verbraucher haben 
an stabilen Lebensmittelpreisen ein gemein­
sames Interesse. Die Einführung des Preis­
bandes für Schweinefleisch und Gemüse ist 
eine im Interesse beider Gruppen gelegene 
Angelegenheit und dient beiden. Zu den be­
sonderen Problemen der Landwirtschaft ge­
hört � die Verwendung der Stützungsmittel 
für die Milch. Wir haben im besonderen des­
wegen Interesse daran, weil mehr als 60 Pro­
zent der milchliefernden Bauern drei oder 
weniger Kühe haben, für die der Erlös aus 
der Milchwirtschaft praktisch die Grundlage 
ihrer Existenz ist. 

Dort, wo ein gemeinsames Interesse vor­
handen ist, ist auch ein Weg zu gemeinsamer 
Lösung zu finden. 

Der Abwanderung ans der Landwirtschaft 
kann man nur begegnen, wenn man das 
Sozial· und Arbeitsrecht des IJandarbeiters 
dem der Arbeiter der übrigen Wirtschaft 
anpaßt. Unsere Forderung nach einem Grund­
satzgesetz hat seine Berechtigung, und wir 
erwarten, daß die Regierung dieser unserer 
Forderung auch nachkommt. Wir haben 
schon einmal bewiesen, daß wir immer be­
reit sind, jenen besonderen Gegebenheiten, 
die das Leben des Landarbeiters bestimmen 
und die aus der Landwirtschaft kommen, 
auch in den gesetzlichen Verpflichtungen zu 
entsprechen und das Arbeitsrecht des Land· 
arbeiters den besonderen Arbeitsbedingungen 
anzupassen. 

Mit besonderer Freude nehmen wir die An­
kündigung in der Regierungserkliirung zur 

Kenntnis, die die Schaffung eines modernen 
Arbeitszeit.gcsetzes betrifft. Ebenso nehmen 
wir ZU!' Kenntnis, daß sich die Regierung 
bemühen wird, die Fragen der Kranken­
kassen und die Fragen der Altersrenten in 
positivem Sinn zu lösen. 

Vernachlässigt scheint mir so wie in der 
Vergangenheit die Kulturpolitik. Wenn i n  
der Regierungserklärung auch die Bedeutung 
des Hochschul� und des Berufschulwesens 
mit besonderem Nachdruck hervorgehoben 
wird, so haben wir gerade wegen des Verhaltens 
des Herrn Unterrichtsministers in der Ver­
gangenheit, um nur eine Frage heraus­
zugreifen, gegenüber unserer Forderung nach 
Errichtung eines Forschungsrates, für den seit 
Jahren Budgetmittel bereitgestellt sind, der 
aber bisher nicht errichtet wurde, ernste 
Bedenken. 

Seit mehr als einem halben Jahrhundert 
wurde an den Gebäuden der Mittelschulen 
nichts geändert. Der Herr Bundesminister 
für Unterricht konnte sich persönlich über­
zeugen, daß das Gymnasium, in dem er ein­
mal aus- und einging, noch genauso erhalten 
ist wie zur Zeit, als Herr Dr. Drimmel noch 
Schüler des Staatsgymnasiums in Linz war. 
Die Forderungen der Elternvereinigungen sind 
nicht nur berechtigt., sondern sie müssenauchim 
Rahmen der wirtschaftlichen und der Budget­
möglichkeiten Erfüllung finden. 

Die Vorgänge der letzten Zeit auf presse­
rechtlichem Gebiet zeigen, wie notwendig ein 
neues, modernes Presserecht ist. Die An­
kündigung, daß dem Parlament in nächster 
Zeit eine entsprechende Regierungsvorlage 
zugeleitet wird, nehmen wir beifälligst zur 
Kenntnis. 

Die Erklärung der Regierung über die 
österreichische Außen- und Neutralitätspolitik 
können wir unterstreichen und bejahen. 

Die dem Hause vorgetragene Regierungs­
erklärung ist die Erklärung einer Koalitions­
regierung. Nach dem Großen Brockhaus 
ist Koalition die Bezeichnung für den Zu­
sammenschluß mehrerer Parteien zu einer 
Regierungsmehrheit. Seit mehr als zehn Jahren 
regieren in diesem Lande die beiden großen 
Parteien dieses Hauses. Die Ergebnisse dieser 
Regierungstätigkeit sind so augenfällig und 
für jeden Mann und für j ede Frau in Öster­
reich von so großem VorteiJ, daß ihre Fort­
setzung auch nach den Wahlen des 1 0. Mai 
für die Bürger und Bürgerinnen unserer 
Republik eine Selbstverständlichkeit ist. 

Wieviel Kritik wird an dieser Koalitions­
politik geübt! Aber wo immer man nachliest, 
man wird immer nur finden, daß an äußeren 
Erscheinungen Kritik geübt wird, an Er­
scheinungen, die aus den oftmals gegenteiligen 
Meinungen der beiden Regierungsparteien ent-
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stehen. Aber nie und nirgends wird aus­
gesprochen, wie man anders unter den ge­
gebenen Verhältnissen eine Regierung in de­
mokratischem Sinne führen könnte! Koali­
tionen verlangen Kompromisse. Verständi­
gUllgen setzen aber den Willen zur Ver­
ständigung und das Verständnis für den 
Partner voraus. Diese Verständigungsbereit­
schaft haben wir Sozialisten bei Wahrung 
unserer grundsätzlichen Standpunkte immer 
bekundet und durch eine langjährige Zu­
sammenarbeit bewiesen. 

Wir Sozialisten nehmen die Regierungs­
erklärung zur Kenntnis in der Erwartung, daß 
aus der Zusammenarbeit der heiden großen 
Parteien' der bisherige Weg erfolgreich weiter­
gegangen werden kann, zum Wohle des öster­
reichischen Volkes ! (Lebhafter Beifall bei der 
BPÖ.) 

Präsident: Als nächster Redner, und zwar 
als Kontraredner, hat sich Herr Abgeordneter 
Dr. Gredler gemeldet. Ich erteile ihm das Wort. 
(Ruf bei der Ö V P : Bei jeder Regierungs­
erklärung eine neue Frisur ! - Heite-rkeit.) 

Abgeordneter Dr. Gredler: Meine Frisur hat 
mehr Neuigkeiten als Ihre Regierungserklärun­
gen ! (Abg. O lah: Diesmal sträuben sich die 
Haare !) 

Meine Damen und Herren ! Hohes Haus! 
Der französische Schriftsteller J oseph Arthur 
Graf Gobineau schrieb hundert Jahre vor dieser 
Regierungserklärung : "Parteien genießen wie 
schöne Frauen das Vorrecht, der Logik Trotz 
zu bieten und die erstaunlichsten Gegensätze 
auf geistigem wie sittlichem Gebiet zu vereini­
gen, ohne daß sie darum als unaufrichtig gelten 
würden." Wieviel schöner hätte Gobineau 
vielleicht noch formuliert, hätte er die Ver­
handlungen zur Regierungsbildung miterlebt ! 
Die Regierungserklärung selbst hätte er viel­
leicht lediglich .als Schlafmittel zu benützen 
gewußt. 

Das Urteil der Bevölkerung über die Ver­
handlungen, die schließlich zu dieser Regie­
rungsbildung führten, ist längst feststehend. 
Durch Wochen wurde nicht um Konzepte, 
um Ideen, um Fragen der politischen, wirt­
schaftlichen, kulturellen Gestaltung gerungen. 
Es ist geradezu lächerlich, wenn es in der 
Regierungserklärung heißt : "Bei diesen Ver­
handlungen bildeten hauptsächlich Fragen 
des Wirtschaftsprogramms der neuen Bun­
desregierung Gegenstand der Erörterungen." 
Nein! Die Öffentlichkeit weiß es: es ging nur 
um Machtpositionen, um Posten, um Kompe­
tenzen, um Sessel! Ein übles Feilschen um die 
Proporzgrenzen vollzog sich vor den Augen 
einer erstaunten, ja angewiderten Bevölkerung 
und leider auch vor den Augen der Welt­
öffentlichkeit. 

Freilich, wer diese beiden Parteien am 1 0. Mai 
gewählt hat, konnte dies wohl vorhersehen 
und trägt und trug Mitverantwortung für 
diesen Schacher, der nun vorläufig - sehr 
vorläufig ! - sein Ende gefunden hat. 

Nach der erfolgreichen Beuteverteilung hören 
wir nun die Regierungserklärung. Begreif­
lich, daß sie nicht gerade kernig ist. Wer sich 
so lange Salz- und Pfefferfäßchen vor dem 
gemeinsamen Mahl an den Kopf wirft, hat 
e ben keine Würze mehr, und die Suppe der 
Regierungserklärung schmeckt daher reichlich 
schal und fade. 

Da war die Regierungserklärung 1 056, als 
die Österreichische Volkspartei einen tatsäch­
lichen Sieg errungen hatte, schon anders 
-,- bloß, daß sie nie verwirklicht wurde, 
darauf kommen wir noch zu sprechen. 

Aber hören wir diese letzte vorliegende 
Erklärung, diese ewigen Zitate der Unverbind­
lichkeit, wo auf 15 % Maschinschreibseiten 
die Meisterleistung aufscheint, 67 Möglich­
keitsformen und Konjunktive zu vereinigen : 
"es soll" - nicht weniger als 20mal -, und 
dann: "es ist gedacht", "es besteht die Ab­
sicht", "man nimmt Bedacht", "man werde 
trachten", "es soll angestrebt werden", "es 
wäre wünschenswert", "man wird sich be­
mühen", "man werde versuchen", "man wen­
det das Augenmerk zu", "man wird schritt­
weise heranführen", "man wird langsam be­
friedigen" und "langsam heranführen". Meine 
sehr Verehrten! Das ist j a  eine Sprachstunde 
für die Varianten der Möglichkeitsform in der 
deutschen Sprache, aber keine Regierungs­
erklärung ! (Beifall bei der F PÖ.) 

Wir Freiheitlichen halten dieser inhalts­
losen Regierungserklärung unsere klaren Forde­
rungen entgegen. Es sei hier nur an die Be­
seitigung des Proporzes, an die Reform des 
Wahlgesetzes, an die totale Abschaffung auch 
der Reste der politischen Ausnahmsgesetz­
gebung erinnert, an unseren kürzlich einge­
brachten Antrag zur Revision der Kriegssach­
schädengesetze, wie überhaupt an unser Ein­
treten für Bomben- und Besatzungsgeschä­
digte, für Volksdeutsche und Auslandsöster­
reicher , Rückstellungsgeschädigte, Heimkehrer 
und Kriegsopfer, und schließlich an unsere 
V orschläge zur Beseitigung des Rentnerelends, 
um nur eImges zu nennen. Für alle diese 
Kreise hat die Regierungserklärung nichts 
oder nur sehr unverbindliche Formeln zu sagen 
gewußt. 

Die anderen Parteien haben kürz lich in 
diesem Hause verschiedene Anträge auf dem 
Gebiet,e desWohnhausbaues, für ein Obdach­
losenschutzgesetz, ein Landwirtschaftsge­
setz, manche Reformgedanken auf dem 
Ge biete der Steuergesetzgebung vorgelegt. Wir 
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sind sehr gerne bereit, mit einer oder auch mit 
beiden Regierungsparteien diese Gesetze zu 
diskutieren und vernünftigen Vorschlägen 
unsere Stimme zu geben. Aber leider bleibt 
ja diese von der Österreichischen Volkspartei 
im Wahlkampf so emsig vertretene These vom 
koalitionsfreien Raum doch nur Bluff. Das 
hat auch ein früherer Abgeordneter dieser 
Partei, der heute noch dem "Verband der 
Geistig Schaffenden", der der Österreichischen 
Volkspartei zugehört, vorsteht, in seinem 
Organ richtig ausgeführt. In der Juli-Nummer 
schreibt er nämlich, daß das Gerede um eine 
stärkere Stellung des Parlamentes Larifari 
sein werde. 

Ich kann mir vorstellen, daß vielleicht 
auch der Chefredakteur der "Arbeiter-Zeitung", 
Herr Oscar Pollak, daran gedacht hat, als er 
in der heutigen Nummer geschrieben hat, 
man zeige den ausländischen Gästen, die nach 
Wien kommen, bereitwillig alles, auch das 
weniger Gute, das es in Wien gibt; er hat da 
vielleicht an das Parlament gedacht. (Abg. 
Dr. N e ug e baue r :  Das ist wohl überflüssig! -
Weitere Zwischenrufe bei Ö V P und S PÖ.) 

Nun noch ein Wort zu den Regierungsver­
handlungen. Um den Umfang und die Be­
deutung der Konzessionen der Österreichischen 
Volkspartei auf dem Gebiete der verstaatlichten 
Betriebe zu begreifen, muß man mit dem 
Ausland Vergleiche ziehen. Dabei muß unter­
strichen werden, daß die Österreichische Volks­
partei die IBV ebenso preisgab, wie sie es mit 
dem Finanzminister tun wollte; ich erinnere 
an die Ausführungen meines Vorredners. 
Man hört, daß bei den Verhandlungen der 
Vizekanzler selbst oder der Herr Abgeordnete 
Dr. Broda sich um eine Konstruktion bemüht 
haben, die das fachliche Team oder die Insti­
tution der - IBV überhaupt weiter ermöglicht 
hätte. Aber da war es der juristische Berater 
der Volkspartei, der dieser Konstruktion den 
Todesstoß gab, obwohl damit eine halbwegs 
objektive Führung der verstaatlichten Indu­
strie, der die IBV immerhin nahekam, ver­
bunden war. 

Ich sprach vorhin von Formen, in denen das 
Ausland seine verstaatlichten Betriebe ver­
waltet. Ob man an die italienische IRI, 
an den britischen Ooal Board oder Power 
Board, an die Charb�nage de France, an die 
skandinavischen Rechtsformen denkt - überall 
bleibt die Gesamtkonstruktion frei von poli­
tischen Einflüssen, die Führung liegt in der 
Hand von Menschen, die nach fachlichen 
Qualitäten ausgewählt werden und deren 
politische Gesinnung - und das ist das 
wichtige - in diesen Ländern meist über­
haupt unbekannt ist. Nur in Österreich wird 
der wichtige und große Bereich der verstaat-

lichten Betriebe planwirtschaftlieh und privat­
wirtschaftlieh hin- und hergestoßen, je nach 
Wahlausgang. Und nun hat man ein Politruk­
system erfunden, welches die Versuche der 
IBV, Fachqualität vor Parteibuch zu setzen, 
ins Gegenteil umkehrt und den Proporz in 
einem Maße verankert, wie er noch nie da war. 
Und daran trifft erschreckenderweise sogar die 
Österreichische Volkspartei die Hauptschuld. 
So bleibt denn die betrübliche Fest­
stellung, daß wir trotz der eindeutigen politi­
schen Verhältnisse in diesem Hohen Haus 
eine Form der Verwaltung der verstaatlichten 
Betriebe in Österreich haben, die ihre Parallele 
zweifellos nicht vor, sondern weit eher hinter 
dem Eisernen Vorhang findet und auf halbem 
Weg etwa zwischen Belgrad und Moskau zu 
suchen ist. 

In der Regierungserklärung hat man - es 
sei nochmals erwähnt - bewußt alle grund­
sätzlichen Formulierungen vermieden. Man 
kann dies verstehen, wenn man daran denkt, 
wie etwa die Volkspartei so ziemlich alle ihre 
Grundsätze, die sie während der Wahl ent­
wickelt hat, im Zuge der Regierungsverhand­
lungen so schrittweise kampflos preisgab. Alles, 
was da vor der Wahl versprochen wurde, ist 
nun gebrochen, nicht gehalten - oder vielleicht 
konnte man es nicht einhalten. Und dabei 
versucht man gelegentlich bei uns nach Grund­
sätzen zu forschen und uns die heitere Frage 
vorzulegen, ob wir Freiheitlichen nicht etwa 
gar Marxisten seien oder Marxisten in unseren 
Reihen hätten! Denken Sie an die Opferung 
der IBV, und dann wird es leichtfallen, festzu­
stellen, wer das Recht hat, in diesem Hause 
solche Fragen aufzuwerfen. 

Die Regierungserklärung hat sicherlich auch 
Positives enthalten. Sie streift eine Fülle von 
Problemen, wenn auch in unklaren For­
mulierungen. Es ist sicherlich nicht ver­
wunderlich, daß so ziemlich alle unabhängigen 
Zeitungen in Österreich, auch die wahrhaft 
lammfrommen, diese merkwürdige Regierungs­
erklärung der verwaschenen Formulierungen 
wegen heftig kritisieren. Interessant aber ist 
vielleicht ein Blick in die Zeitungen beider 
Regierungsparteien. Die "Neue Tageszeitung" 
der Österreichischen Volkspartei hält es nicht 
einmal für notwendig, am Tag der Regierungs­
erklärüng ihren Leitartikel diesem Thema zu 
widmen. Ihr Leitartikel heißt: "Polnisches 
Dilemma". Vielleicht wollte sie vermeiden, 
über das österreichische Dilemma zu schreiben. 
Anders die "Arbeiter-Zeitung". Hier finden 
wir den originellen Satz, daß die Regierungs­
erklärung diesmal von beiden Parteien ge­
meinsam verfaßt wurde und daher auch von 
beiden Parteien gemeinsam vertreten werde. 
Man sieht es ihr übrigens auch an! Die Re­
gierungserklär.ung 1956, die wesentlich klarere 
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Aussagen enthielt, scheint also nicht gemein­
sam erstellt worden zu sein. Denn ich er­
innere mich in diesem Zusammenhang sehr 
genau an den Ausspruch eines sehr prominenten 
Sozialisten in einem parlamentarischen Aus­
schuß. Er hat damals gesagt: Aber bitte, 
meine Herren, hinsichtlich dieser Materie, 
die gerade zur Verhandlung steht, besteht 
doch zwischen heiden Regierungsparteien eine 
wirkliche Einhelligkeit - das ist doch nicht 
wie bei der Regierungserklärung! Daher hat 
man vielleicht j etzt die Regierungserklärung 
so formuliert, daß bei diesen "soll" und 
"würde", "hätten.", "könnten" und 
"werden", bei allen anderen KOlljunkti ven ja 
gar nichts anderes als ja  dazu gesagt werden 
kann, weil eben praktisch nichts drinnen 
steht. 

Unter diesen Voraussetzungen darf man 
sich natürlich nicht wundern , daß von den 
1956 verkündeten Grundsätzen und Prinzipien 
fast nichts verwirklicht wurde. Daher hat 
man eben vermieden, jetzt Prinzipien aufzu­
stellen. Die Koalition bleibt sich in ihrer 
Ste rilität gleich, nur gibt sie es diesmal gleich 
bei der Regierungsbildung von vornherein zu. 
Sie stellt erst gar keine Prinzipien und Grund­
sätze auf; das letzte Mal tat sie dies, ohne 
sie zu verwirklichen, diesmal muß sie gar 
nichts verwirklichen bei diesen "soll", 
"schrittweise erfolgen können" - bitte man 
weiß ja nicht: vielleicht schrittweise langsam, 
das kann ja sehr lange dauern! 

Zurück zur Erklärung. Wir werden selbst-
. verständlich alles gutheißen, was sich für die 
Stabilität der Währung, der Kaufkraft, die 
Sicherung der Vollbeschäftigung ausspricht. 
Aber sagen Sie mir, was heißen denn so 
schwächliche Sätze wie: daß man auf die 
Förderung dringender volkswirtschaftlicher An­
liegen auch in Zukunft nicht verzichten wolle -
ich .  möchte doch eine Regierungserklärung 
lesen, wo man schreibt, daß man auf die 
Förderung dringender volkswirtschaftlicher An­
liegen i n  Zukunft verzichten werde -, das ist 
doch eine Selbstverständlichkeit! Und seiten­
weise könnte man Ihnen solche Selbstver­
ständlichkeiten, die aber vorsichtig auch in 
die Möglichkeitsform hineingestellt sind, vor­

lesen. Die Absicht wird da etwa verkündet, 
steuerliche Härten auszugleichen. Aber ist 
es nicht bezeichnend, daß ein Satz, der noch 
vor der Schlußredigierung geheißen hat, man 
wolle die Belastung der Konsumenten ebenso 
vermeiden wie die Heranziehung neuer Steuer­
mittel, in der Schlußformulierung abgeändert 
und der zweite Teil gestrichen wird, was also 
praktisch bedeutet : anscheinend erwägen Sie 
die Heranziehung neuer Steuermittel! 

Liest man die, wie eine Zeitung richtig schrieb , 
ungefüge aneinandergereihten Wünsche der 

einzelnen Regierungsmitglieder durch, so fällt 
ferner das vollkommene Fehlen aller ver­
fassungsrechtlichen Probleme auf. Kein 'V ort 
über eine Reform der Wahlgesetzgebung, ob­
wohl vorhin darüber in diesem Haus gerade 
gesprochen wurde! Kein Wort über die An­
passung der Verfassung an die faktische 
Stellung der Parteien! Kein Wort über den 
Ausbau der Verfassungsgerichtsbarkeit, Schutz 
der Menschenrechte, Volksbegehrengesetz, um 
nur einiges zu nennen. 

Wie ein schlechter Scherz klingt es, wenn 
wir wie bei j eder Regierungserklärung, nur 
immer unwahrscheinlicherformuliert, die neuer­
lic.he Erwähnung einer Verwaltungsreform 
hören oder etwa die öffentliche Ausschreibung 
von Dienststellen gerade in dem Augenblick, 
wo man sich bemüht, noch den letzten Winkel 
proporzfreier Stellen einzufärben. Man hört 
dagegen mit Vergnügen, daß der Autobahnbau 
fortgesetzt wird. Man darf hoffen, daß die 
b ereits 1952 und hinsichtlich der Südtrasse 
1955/56 als Wahlschlager verkündeten Auto­
bahnbauten auch noch das Koalitionskabinett 
Raab XV beschäftigen werden. ( Heiterkeit.) 

So erfreulich es ist, daß die Zahl der mit 
öffentlichen Mitteln erbauten Wohnungen ge­
steigert werden soll, so sehr ist zu bezweifeln, 
daß auf dem so verwirrten und fehlgelösten 
Sektor des W ohn- und Mietwesens etwas 
Grundsätzliches geschieht. Das Versprechen, 
den Anspruch j edes Staatsbürgers auf ge­
sunde und menschenwürdige Wohnräume zu 
erfüllen, liest man ja wahrlich gerne. Aber 
sagen Sie: Was soll jene alte Frau damit tun, 
die seit Jahren auf einem Planierungsgrund­
stück der Gemeinde Wien in Meidling zeltet � 
Die Erklärung wird sie wenig befriedigen. 
Oder die Hunderte von Insassen der Obdach­
losenheime, die heute hier eine Deputation 
vorsprechen ließen. Oder etwa jene Familie, 
die in Baden bei Wien in einem öffentlichen 
Bad über Nacht Obdach bekommen hat, 
weil man ihr nirgends einen privaten Wohn­
raum zur Verfügung stellen konnte. Oder die 
neun Mieter des Hauses Große Sperlgasse 7, die 
gestern hier einen Brief den Parteien dieses 
Hauses unterbreitet haben, wonach sie delo­
giert werden und nirgends für sie eine Woh­
nung vorhanden ist. Von den papierenen 
Deklarationen werden sich die nichts abbeißen 
können. 

Ähnlich ist es mit den Rentnern. Wie 
schwächlich klingt es, wenn man hört, man 
m üsse trachten, die Altrentner "schrittweise" 
an ein höheres Niveau "heranzuführen". Die 
meisten werden leider schon tot sein, wenn man 
sie schrittweise an das höhere Niveau heran­
geführt hat. Diesem nichtssagenden Grund­
satz steht doch die Not von vielen hundert-
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tausenden weit unter dem Existenzminimum 
lebenden Rentnern gegenüber. 

Wir Freiheitlichen begrüßen es, wenn etwa 
die Agrarpolitik oder die Kulturpolitik manch 
Positives in der Regierungserklärung findet. 
Es würde sich jederzeit eine parlamentarische 
Mehrheit für ein Landwirtschaftsgesetz, für 
eine entsprechende Reform, einen Ausbau des 
Schulwesens finden, wollte man sie nur suchen. 

Es scheint m ir überflüssig, nun alle 15 
Seiten der Unverbindlichkeit durchzugehen 
und die Blüten von allen diesen Phrasen 
zu entblättern. Sie wissen selbst sehr genau, 
meine Damen um;l Herren, was Sie von diesem 
Lehrheftchen der Möglichkeitsformen zu halten 
haben. 

Selbst im Kapitel Außenpolitik fehlt ein 
klares Konzept. Hinsichtlich Südtirols wurde 
fast das gleiche wie 1956 gesagt ; eine klare 
Definition der Neutralität ist nicht vorhanden, 
ein eindeutiges Bekenntnis zu Europa ebenso 
nicht. 

Schon die b isherige Bundesregierung hat die 
Kardinalfrage der österreichischen Wirtschaft, 
die über das Wirtschaftliche weit hinausgeht, 
nämlich das Problem des Einbaues Österreichs 
in Gesamteuropa, nicht gelöst. Ich gestehe, 
daß wir m it besonderer Erschütterung die 
kürzlichen Ausführungen des Herrn Vize­
kanzlers Dr. Pittermann gehört haben, der 
sich gegen eine Assoziation mit der EWG 
ausgesprochen hat, weil in diesen sechs Län­
dern, wie er sagte, der "Bürgerblock" herrsche. 
Wir wissen doch,  daß wir mit der EWG 
50 Prozent, ja bis zu 54 Prozent unserer Aus­
fuhr und Einfuhr abwickeln und daß dagegen 
unsere Austauschquote mit den Partner­
staaten von Saltsjöbaden bei Stockholm, der 
sogenannten äußeren kleinen Freihandelszone, 
nur etwa 1 0  Prozent beträgt. Wir können uns 
handelspolitisch auf die Dauer nicht gegen, 
nicht außerhalb von Kerneuropa entwickeln. 

Wir Freiheitlichen haben - das sei auch 
einmal gesagt - eigentlich immer Österreich 
als Kern Europas empfunden, und wir be­
dauern, wenn mit unserer und Österrei chs 
Mitschuld dieser Ausdruck "Kerneuropa" mehr 
und mehr für die im Grunde genommen 
periphere Gemeinschaft der sechs Staaten der 
EWG allein gewählt wird. 

Man hat übrigens versucht, dieses Bekennt­
nis von uns umzudeuten. Im Wahlkampf 
schrieb die Zeitung der niederösterreichischen 
ÖVP, ich würde nach dem Bayrischen Hilfszug 
schielen, weil ich bei einer Rede im Tullner­
feld das Mittun Österreichs in der europäischen 

. Wirtschaftsintegration gefordert hatte. So 
geistreich sein kann man natürlich auch. 

Aber ist .es nicht erschütternd, wenn einer 
der maßgeblichsten Männer dieses Landes 

die Frage der Teilnahme an der europäischen 
Integration von Problemen der Innenpolitik 
in einzelnen Staaten abhängig macht ? (Abg. 
Dr. Ho/e neder :  Da hat er recht !) 

Wir Freiheitlichen kennen in unserem Euro­
pabekcnntnis keine christlich-konservative, 
keine soz ialistische, keine l iberale Gesinnungs­
spaltung, sondern nur den Gedanken der Zu­
sammenarbeit dieses europäischen Kontinents ! 
(Bei/all bei der F PÖ.) Unser Europabe­
kenntnis ist unabhängig von der Frage der 
Zusammensetzung staatlicher Regierungen und 
darum allein ehrlich, absolut und wirklich 
europäisch . 

Ebenso eindeutig und ebenso klar, um wieder 
zur Innenpolitik zurückzukehren, ist unser 
Bekenntnis gegen den Proporz . Ich erinnere 
mich, daß Herr Dr. Maleta bei der 
letzten Regierungserklärung sich auch mit 
diesem Problem befaßt hat. (Abg. Dr. K an­
d'l!- t 8 e h :  Er wird es heute wieder tun !) Wir 
fordern ihn auf, doch einen Beweis zu liefern. 
(Abg. Dr. Malet a :  Abwarten !) Und er gab 
den Beweis, indem er damals sagte : Diese 
Freiheitlichen wenden doch bei den parlamen­
tarischen Ausschüssen auch den Proporz an. 
Meine sehr Verehrten, das ist doch etwas 
völlig Verschiedenes ! Etwa die Schweiz, die 
wahrlich keinen Proporz kennt in unserem 
Sinne und deren Bankpräsidenten oder 
deren Bahnpräsidenten man nicht nach 
seiner politischen Gesinnung beschnüffelt, auch 
nicht bei gemeinwirtschaftlichen Institutionen, 
sie hat in der Kantonalverwaltung, in der 
Regierungsverwaltung auch einen verfassungs­
rechtlichen Proporz. Aber es ist doch etwas 
ganz anderes, ob man an parlamentarischen 
Ausschüssen kraft Gesetzes teilnimmt oder 
ob man versucht, vom Generaldirektor bis zur 
Abwaschfrau alles politisch einzufärben. Da­
gegen sind wir. Und nun bin ich neugierig, 
wie er - er hat ja die Chance, nach m ir zu 
sprechen - nun beweisen wird, daß w i r auch 
versuchen, in der Wirtschafts- und in der 
Kulturpolitik zu verpolitisieren. Einen Beweis 
ist er uns seinerzeit schuldig geblieben, und 
er wird ihn auch heute schuldig bleiben müssen. 

Meine Damen und Herren ! Sie färben selbst 
den Rechnungshof ein. Der Rechnungshof soll 
jetzt "objektiver" gestaltet werden. Wie macht 
man das ? Zu de� bisherigen Präsidenten von 
einer Farbe nehme man den Vizepräsidenten 
von der anderen Farbe ! Denn "objektiv" in 
Österreich oder, wenn Sie wollen, "überpartei­
lich" heißt nach Ihrem Konzept nur, daß immer 
ein Roter einem Schwarzen und ein Schwarzer 
einem Roten in die Karten schauen darf. Das 
nennen Sie möglichst partei- und politisch frei. 

Die R�gierungserklärung 1956, um noch 
einmal kurz auf sie hinzuweisen, enthielt zum 
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Unterschied von der jetzigen eine ganze Reihe 
von echten politischen Aussagen. Man konnte 
sich ein Bild machen, was tatsächlich beab­
sichtigt ist. Unter anderem sagte man, man 
wolle gegen die staatliche Defizitwirtschaft 
angehen. Ich erinnere Sie an das, was etwa 
die Sozialisten im Wahlkampf schrieben über 
die Verschuldung im Ausland. Einige Herren 
von der Gewerkschaft haben ein sehr interessan­
tes Zahlenmaterial verwendet, ich glaube, 
Herr Dr. Migsch hat sogar eine Denkschrift 
an jeden Wähler geschickt ; sie kam auch bei 
mir an. Und da hat er zu dieser staatlichen 
Defizitwirtschaft einiges gesagt. 

Dann sagten Sie in der Regierungserklärung 
damals, wie übrigens auch jetzt, Sie wollen 
eine Vereinfachung unseres Steuersystems ! 
Haben Sie es vereinfacht � Oder Sie sagten, 
daß die Wirtschaft die kleinen Gewerbe­
treibenden vor große Probleme stellen würde. 
Ja sicher, die stehen jetzt vielleicht vor noch 
größeren Problemen ! Und man wolle den Weg, 
die Steuertarife zu senken, zu ändern, zu 
vereinfachen, weiter beschreiten. Nun, wo 
haben Sie ihn weiter beschritten � Und man 
wolle die Kapitalmarktfinanzierung fördern. Ist 
die Aktie nicht nach wie vor doppelt besteuert � 
Und vor allem wolle man eine gute Counter­
part-Politik führen. Ja, wenn man sie führen 
kann ! Aber da sitzen die Amerikaner auf dem 
Geld, weil Sie sich nicht einigen, ob man das 
Wiener Memorandum ,  das außerhalb des 
österreichischen Parlarrients beschlossen wurde, 
erfüllen soll oder nicht ! 

Wir Freiheitlichen stehen auf dem Stand­
punkt, daß das Wiener Memorandum dem 
Parlament hätte vorgelegt werden müssen, 
aber wenn es schon rechtsverbindlich ist, 
dann : Pacta Bunt servanda ! - und nicht nur 
nach dem Osten Verbeugungen machen und 
nach dem Westen nicht. Wenn Sie eine Rechts­
norm unterzeichnet haben unter Umgehung des 
Parlaments, ist dies bedauerlich, aber es ist zu 
prüfen, wie man sich nun verhalten soll. Oder 
man soll offen handeln und sagen, man kann 
die Erdölvereinbarung nicht in dieser Form 
erfüllen. Jedenfalls eines geht nicht : daß man 
durch Jahre hindurch keine Entscheidung 
trifft, mit dem Ergebnis, daß man gar keine 
Counterpart-Politik mehr führen kann, weil 
die Rückflußmittel nun gebremst und abge­
stoppt sind. 

Man sprach von vordringlichen Aufgaben 
bezüglich des ehemals deutschen Eigentums. 
Dieses Problem wurde ganz gut gelöst. Daher 
hat man auch den verantwortlichen Herrn 
seines Staatssekretariats entkleidet. 

Man sprach von der Lösung des Wohnungs­
pro blems als der dringenden Ford�rung �er 
Zeit. Bitte, wurde es gelöst ? AlthausbesItz 

verfällt öffentliche Mittel werden nur nach 
dem Pr�porz vergeben ! Sprechen Sie mit den 
Mietern, mit don Hausherren, mit den Obdach­
losen : es herrscht eine allgemeine Unzu­
friedenheit ! 

Man erwähnte in dieser damaligen Regierungs­
erklärung, wie diesmal, einen leistungsfähigen 
Bauerllstand. Das Landwirtschaftsgesetz hat 
man aber nicht beschlossen 1 

Man sprach von der Bereinigung der NS­
Gesetzgebung. Wir warten seit Jahren auf das 
Dienstzeitenausgleichsgesetz . 

Man sprach damals, man werde für Bomben­
und Besatzungsgeschädigte und für Spätheim­
kehrer etwas tun, und man schuf ein elendes 
Gesetz, das von dieser Stelle einer der Mitar­
beiter, der Abgeordnete Marchner von der Sozia­
listischen Partei, ebenfalls angriff und geißelte. 

Man sprach von einer Verbesserung der 
zurückgebliebenen Renten - 1 956 wesentlich 
energischer als jetzt 1 959. Man hat sie damals 
anscheinend rascher "entgegenführen" wollen. 
Dieses Entgegenführen scheint sich aber in 
einem sehr mühsamen Tempo zu vollziehen 
und immer langsamer zu werden. 

Man sprach 1956 von der Obsorge, der 
sozialen Frage der Hochschülerschaft, 1 959 von 
neuen modernen Schulen und Forschungs­
stätten. Nichts ist geschehen. 

Man spricht auch von Südtirol, damals wie 
heute, und man spricht vom Rundfunk. Und 
man fand damals eine großartige Lösung : man 
setzte ein Ministerkomitee ein, dem sollte der 
Rundfunk unterstellt werden. Und es hieß, 
man werde endgültige Richtlinien ausarbeiten 
und für die Organisation und für die Programm­
gestaltung des österreichischen Rundfunks 
Sorge tragen. Nun, man hat es in den letzten 
Jahren bemerkt : den " Watschenmann " , den hat 
man abgeschafft und hat ihn ersetzt durch 
die Reden des Herrn Bundeskanzlers und des 
Herrn Vize kanzlers gegeneinander. Raab kontra 
Pittermann, Pittermann kontra Raab . ·  (Beifall 
bei der FPÖ.) Der Humor wurde genormt : 
dreimal rot gelacht, dreimal schwarz gelacht . 
Das ist besser als Oleg Popow, der russische 
Clown. Nur bei den Sendungen der Regierungs­
politiker hätte vielleicht auch Popow manche 
Träne vergossen. 

Ich sagte schon : "Vir müssen uns gegen diese 
nichtssagende Zusammenfassung ministerieller 
Möglichkeitsformen aussprechen. Und es kann 
ja auch nichts anderes herauskommen, denn 
es sind zwei im Grundsatz völlig entgegen­
gesetzte Parteien ; daher können sie sich nicht 
im Grundsatz vereinigen, sondern entweder 
sie verkünden bei einer Regierungserklärung 
einen Grundsatz und erfüllen ihn nicht, oder 
sie machen es sich bequemer wie jetzt und be­
kennen eben gleich von vornherein, daß es 

4. Sitzung NR IX. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)12 von 20

www.parlament.gv.at



Nationalrat IX. GP. - 4. Sitzung - 2 1 .  Juli 1959 45 

nicht geht, und verkünden daher keine Grund­
sätze. 

Ich möchte hier einige klare Formulierungen 
entgegenstellen. Wir Freiheitlichen wollen die 
Wiederherstellung und Sicherung des Rechts­
staates sowie die Souveränität eines nicht 
durch Koalitionsfesseln behinderten, nach na­
türlichen Mehrheiten abstimmenden Parla­
mentes entsprechend dem tragenden Prinzip 
der Gewaltentrennung in der Demokratie. 
Wir wollen die echte Beseitigung des Proporzes 
in allen Bereichen der Verwaltung, der ver­
staatlichten Industrie, der Banken, der Wirt­
schaft, der Kultur, wo immer. Wir wollen eine 
Reform des Wahlgesetzes. Und sosehr ich 
Verständnis für die Ausführungen meines Herrn 
Vorredners habe : die tiefe Ungerechtigkeit 
dieses Wahlsystems liegt nicht so sehr in der Tat­
sache, ob man nach Wählerstimmen oder Be­
völkerungsstärke rechnet. Denn hier liegt ein 
politischer Gesichtspunkt drinnen, über den 
man sehr ernst diskutieren muß. Sie liegt viel 
mehr in der Tatsache, daß die Stimmen für 
eine kleinere Partei praktisch um die Hälfte 
weniger wert sind als die Stimmen für eine Groß­
partei. Sie wissen alle, daß bei einer echten 
Gleichwertigkeit aller abgegebenen Stimmen 
wir mit etwa 13 oder 14 Abgeordneten hier in 
diesem Hause sitzen würden. Und ich stehe 
auch nicht an, obwohl ich überzeugt bin, oder 
vielleicht gerade weil ich überzeugt bin, daß 
niemand jetzt glaubt, Ernst Fischer hätte mir 
einen Brief zugesteckt, Ihnen zu sagen : Ich 
finde es eines demokratischen Staates unwürdig, 
die kommunistische Opposition nur mit Hilfe 
eines Wahlgesetzes loszuwerden. Sie wären 
früher oder später auch dann hinausgewählt 
worden aus diesem Haus, wenn das österrei­
chische Wahlgesetz nicht so unfair wäre. Über 
140.000 Wähler, gleichgültig ob dieser oder 
jener Richtung, haben ein Recht, durch Abge­
ordnete in diesem Hause vertreten zu sein. Es 
ist nichts anderes, nur viel schärfer als das 
französische System, das heute die stärkste 
Partei drüben, die Kommunisten, auf zehn 
Abgeordnete degradiert . Wir haben uns als 
freier demokratischer Staat zu unterscheiden 
von dem System des Ostens, indem wir den 
Mut haben, auch jenen die Möglichkeit zu ge­
ben - wie den Kommunisten in diesem 
Hause -, ihre Meinung zu vertreten. Und 
mit 140.000 Stimmen hätten sie dieses Recht. 
Außerdem hat es ihnen auch nichts genützt, 
sie sind trotzdem wesentlich schwächer ge­
worden. 

Die direkte Demokratie wird auch durch 
Volksabstimmungen, Volksbegehren, Ausbau 
der Verfassungsgerichtbarkeit zu fördern sein. 
Eine Verwaltungsreform mit dem Ziel, die 
Gesetze verständlicher zu machen, ist eme 
unaufschiebbare Notwendigkeit. Der An-

spruch der öffentlichen Beamten auf das 
14. Monatsgehalt kann nicht in Zusammenhang 
mit der Frage der Verwaltungsreform gebracht 
werden. Es wäre dies eine unzulässige Über­
wälzung der Verantwortung. 

Ferner wollen wir eine Revision der Kriegs­
sachschädengesetze. Darüber wurde schon ge­
sprochen ; ebenso über die Notwendigkeit eines 
wirksamen Familienlasten.ausgleichs, über Be­
gabtenförderung und Berufsausbildung und 
über die Frage der Verbesserung der Renten 
- wie unendlich viel wäre doch hier zu machen. 
Wie kann man von einem Staat der Wirt­
schaftsblüte sprechen, wenn in Wahrheit viel­
leicht 800 .000, 900.000 Menschen in Österreich 
unter dem Existenzminimum leben ? 

Die :Freiheitlichen verlangen die Ge­
währung einer Fnmcnzulage an die Sozial­
rentner mit einer einkommenslosen Gattin, 
allgemeine Erhöhung der Mindestrenten über­
haupt, die Gewährung eines Hilflosenzu­
schusses in besonderen Fällen, die Erhöhung 
des Sterbegeldes, die Anpassung der Renten 
der Selbständigen-Pensionsversicherung sowie 
der landwirtschaftlichen Sozialversicherung an 
dieASVG . -Renten, die Beseitigung der Kranken­
scheingebühr, vor allem die Beseitigung dieses 
harten Unrechtes an den Angestelltenrentnern, 
über die vor allem mein Klubkollege und Freund 
Kandutsch so oft in diesem Hause gesprochen 
hat. Ich muß es mir ersparen, heute Ihnen alle 
diese vielen von uns in diesem Hause immer 
wieder und erfolglos an Sie herangebrachten 
Prinzipien darzulegen. (Zwischenrufe bei der 
Ö V  P.) Die Stabilität der Währung ? - Herr 
Kollege, wenn ich daran denke, daß die 
Affäre Haselgru ber, zu der ich nur mit einem 
Wort zurückkehren will, nicht durch die 
Pleite allein und nicht durch die 23 Millionen, 
auf denen Sie natürlich noch immer sitzen, 
sondern dadurch, daß man jetzt die Ma­
schinen dort verfallen läßt, der ges8,mten 
österreichischen Volkswirtschaft vielleicht 
900 Millionen Schilling kostet, dann ,vage 
ich zu behaupten, daß man sehr viele Rentner­
wünsche und sehr viele andere Forderungen 
ohne weiteres erfüllen kann, ohne die Stabilität 
der Währung auch nur im geringsten zu ge­
fährden. 

Die Freiheitliche Partei tritt für eine Sa­
nierung der sozialen Krankenversicherung ein 
und lehnt dabei zwei extreme Standpunkte 
ab : auf der einen Seite den staatlichen Ge­
sundheitsdienst, auf der anderen Seite die 
Kostenbeteiligung der Versicherten ohne Rück­
sicht auf deren soziale Lage. Im Zusammen,­
hang mit einer Verwaltung nach den Grund­
sätzen höchster Sparsamkeit. sollte der Staat 
einen Zuschuß für alle jene gesetzlichen 
Leistungen der Krankenversicherung gewäh-
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ren, die der ursprünglichen Aufgabe der 
Krankenversicherung wesensfremd sind. 

Im Sozialwesen : Beteiligung der Beleg­
schaft am Mehrertrag , der sich aus der Zu­
sammenarbeit der Sozialpartner im Betrieb 
ergibt, unter steuerlicher Begünstigung. 

Auf dem Gebiete des Wohnbaues ließe sich 
so viel sagen, es steht heute einfach die Zeit 
dazu nicht zur Verfügung. Aber · Detail­
lösungen werden hier nicht helfen, nur eine 
generelle Regelung aller das Wohnbauwesen 
umfassenden Probleme, wozu natürlich auch 
die Rettung des Althausbesitzes gehört. 

Zu der Frage der Landwirtschaft ist schon 
viel gesprochen worden. Sie wissen, daß 
wir dafür jederzeit ein offenes .. Herz haben. 

In der Wirtschaftspolitik haben wir schon 
oft unser Bekenntnis zum Privateigentum 
unterstrichen. Wir glauben auch, daß es 
notwendig ist, zwischen der verstaatlichten 
Industrie und der privaten Industrie eine 
echte Konkurrenzneutralität herzustellen. Wir 
glauben darüber hinaus, daß der Eintritt 
in die EWG, zumindest aber eine Assoziierung 
mit der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
unerläßlich ist und daß die Beteiligung an 
einer großen oder kleinen Freihandelszone 
nach den Stockholmer Beschlüssen letztlich 
nicht geeignet sein kann, alle handelspoliti­
schen Interessen Österreichs auch entsprechend 
zu wahren. Es ist klar, daß wir gerade für die 
Förderung des Mittelstandes eintreten, daß 
ein breiter fundierter Mittelstand als beste 
Abwehr gegen die Kollektivierung aller -
aller ! - Schattierungen heute verbunden 
sein muß mit verschiedenen an Handel, 
Gewerbe und andere Stände zu gebenden 
Privilegien, Erhöhung des Freibetrages der 
Gewerbesteuer, steuerlicher Begünstigung nicht 
entnommener Gewinne, Reform der Umsatz­
steuer, Beseitigung der Haushaltsbesteuerung, 
um wieder nur einige Punkte zu nennen, zu 
denen bei eine m  anderen Anlaß vielleicht aus ­
führlicher zu sprechen sein wird. 

In der Schul- , Erziehungs- und Kulturfrage 
habe ich schon eingangs meiner Ausführungen 
gesagt : Wir verlangen ein neues Schul- und 
Erziehungsgesetz in Verbindung mit einer 
Neuordnung der Lehrpläne , eine Erweiterung 
der Schulpflicht auf das neunte Schuljahr und 
eine, um nur eines daraus zu nennen, Reform 
der Schulbücher. Denn die Zugehörigkeit 
zum deutschen Kulturraum soll darin ebenso 
ihren Ausdruck finden wie die Erziehung zu 
unserem europäischen Gemeinschaftsbewußt­
sein. Die Fragen der Schulneubauten - wir 
haben heute einen diesbezüglichen Antrag 
eingereicht - liegen uns ebenso am Herzen 
wie eine Förderung begabter Kinder. 
Ich kann vielleicht an diesen Dingen wie an 
unserem Eintreten für die Aktivierung der 

Gesetzgebung - Antikorruptionsgesetz, um 
nur ein Beispiel zu nennen - vorbeigehen. 
Einiges also ist hier gesagt worden aus unserer 
Zielsetzung, es soll damit genügen. 

Sie, meine Herren von der Regierung, haben 
bei Ihren Erklärungen kaum einen Punkt klar 
ausgedrückt, es sei denn zwei längere Sätze, 
und ich will sie an den Schluß meiner Aus­
führungen setzen, so wie sie mein Vorredner 
an den Eingang gesetzt hat. Goldene Worte 
stehen am Ende der Regierungserklärung und 
standen am Anfang der Ausführungen des 
Herrn Kollegen Aigner , nämlich : Eine richtige 
Demokratie kann nur bestehen, wenn jeder 
Bewohner dieses Staates die Überzeugung des 
anderen achtet, wenn die Freiheit der Gesin­
nung gewahrt und die Freiheit des Arbeits­
platzes gesichert ist. 

Meine sehr Verehrten t Ist das in unserem 
Vaterland wirklich so 1 Wird immer die Über­
zeugung des andern geachtet ? Wird immer 
die Freiheit der Gesinnung gewahrt und die 
Freiheit des Arbeitsplatzes gesichert ? Oder 
ist es nvr so , daß in einem Austauschverfahren, 
wenn einmal die Freiheit der roten Gesinnung 
gesichert ist, das andere Mal auch die Freiheit 
der schwarzen Gesinnung gesichert werden 
kann ? Et vice versa. Und am Schluß ver­
kündet diese Regierungserklärung, daß dort, 
wo die Freiheit der Gesinnung nicht gewahrt 
bleibe, die Demokratie zerbreche - sehr 
richtig ! -, und dann heißt es wörtlich : 
und dies würde ein Ende der Koalition be­
deuten . 

Mit diesem Satz, meine Damen und Herren, 
demaskiert sich das ganze Gebäude. Die Fort­
dauer der Koalition ist das Wichtigste, wichti­
ger als das Ende der Demokratie, wichtiger als 
die Freiheit der Gesinnung, denn um ihret­
willen wurde ja monatelang um Posten und 
Sessel gerungen. Für das Problem der demo­
kratischen Rechte des Parlamentes waren 
vielleicht Minuten der Verhandlung genug, 
um schließlich den Gedanken eines koali­
tionsfreien Raumes, von dem Sie, meine 
Damen und Herren von der Volkspartei, in der 
Wahlzeit so schön geschwärmt haben, fallen­
zulassen ! Nein, gerade in diesem System 
der Koalition besteht die Freiheit der Gesin­
nung nicht wirklich, sondern die Totalität, 
dividiert durch zwei ! 

Damit vollzieht sich hinter dem Paravent 
einer Scheindemokratie am Rande des Eisernen 
Vorhangs eine Unterhöhlung der Gesinnungs­
freiheit. Und ein Spatenstich am Grabe einer 
echten Demokratie ist eben diese Regierungs­
erklärung, in der nur e i n  Bekenntnis wirklich 
echt ist : nämlich das Bekenntnis zur Koalition ! 
Und das ist auch das einzige, was außer dem 
Straßenbau oder irgend ähnlichen Dingen 
dort absolut und klar gesagt worden ist. 
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Nun, das Ende der Koalition ist ja nicht 
zu befürchten, eher die Verewigung von 
Proporz, die Verewigung dieser Dinge, wie 
Sie sie in der Regierungserklärung vor der 
Menschheit nackt ausgebreitet haben, und 
damit ist zu befürchten das Ende einer wirk­
lichen Demokratie ! 

Da diese Regierungserklärung im Grunde 
gar keine Erklärung ist, sondern eine müde 
und fade Demaskierung der Konzeptlosigkeit 
einer Koalition der Gegensätze, erübrigt sich 

. festzustellen, daß wir Freiheitlichen dazu 
natürlich nein sagen. (Beifall bei der F PÖ.) 

Präsident: Als nächster Redner ist zum Wort 
gemeldet der Herr Abgeordnete Dr. Maleta. 
Ich erteile ihm das Wort. 

Abgeordneter Dr. Maleta : Hohes Haus ! 
Meine Damen und Herren ! Mein verehrter 
Herr V onedner hat sehr viel von mangelnden 
Grundsätzen gesprochen, von der Schwäche der 
Koalitionsparteien, von einer besonderen 
Schwäche der Österreichischen Volkspartei. 
Ich wundere mich nur darüber, Herr Dr. Gred­
leI' daß man dann in Ihrer Partei nicht merkt 
eir:e besondere Stärke, eine Einheit in den 
Grundsätzen und eine innere Geschlossenheit. 
(Ruf bei der F PÖ : Beweise !) Sehr verehrter 
Herr Dr. Gredler ! Ihre Partei unterscheidet 
sich in einem wesentlich von anderen national­
liberalen Parteien in Europa, nämlich darin, 
daß Sie in Ihrer staatspolitischen Vergangen­
heit eine andere Grundhaltung eingenommen 
haben, und das ist mit eine Tatsache, über die 
wir nicht hinwegkommen können. (Zwischen­
ruf des Abg. Z e i l l i n g e r.) "ViI', die Östeneichi­
sche Volkspartei, tragen eine staatspolitische 
Verantwortung ! (Ruf bei der F pO : Der ewig 
gestrige Maleta !) Wir müssen dafür Sorge 
tragen! daß dieser Staat zwischen West �d 
Ost, an drei Seiten von V olksdemokratwn 
umgeben, seinen inneren Frieden und seine 
äußere Freiheit bewahrt. (Zwischenrufe bei 
der FPO.) 

Diese Koalition ist nicht leicht. Diese 
Koalition ist bestimmt eine Zwangsehe. (An­
haltende Zwischenrufe bei der F PÖ. - Der 
Präside n t  gibt das Glockenzeichen.) Aber ich 
frage Sie, meine sehr geschätzten Damen und 
Herren, was die österreichische Bevölkerung 
dazu sagen würde, wenn diese Koalition auf­
gekündigt worden wäre und eine Ungewißheit 
in der politischen Entwicklung Platz gegriffen 
hätte ! Ich bin davon überzeugt, daß sowohl 
die Wähler der Österreichischen Volkspartei 
wie auch die Wähler der Sozialistischen Partei 
von ihrer Parteiführung verlangen, daß sie die 
Grundsätze ihres Parteiprogramms möglichst 
durchsetzen soll. Aber noch mehr sind wir 
gemeinsam davon überzeu�� , daß

. 
diese Koali­

tion 14 Jahre hindurch OsterreIch aus den 

Gefahren herausgeführt hat und daß die 
Freiheit des Staates dieser Zusammenarbeit 
der beiden großen Gruppen zu verdanken ist. 
(Lebhafter Beifall bei der 0 V P.) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren ! 
Es war sicherlich eine sehr lange Zeitdauer, 
über die sich die Regierungsverhandlungen 
erstreckt haben. Sie haben über neun Wochen 
gedauert. Aber lassen Sie mich darüber ein 
offenes Wort sagen. Die Ursache ist darin zu 
sehen, daß das Wahlergebnis geradezu mit 
der Apothekerwaage das Gleichgewicht zu­
gemessen hat. Es ist sicherlich leichter für 
Verhandlungspartner einer Partei, Konzes­
sionen zu machen, Kompromisse zu schließen 
und sie vor den eigenen Parteianhängern zu 
verantworten, wenn die andere Partei sichtbar 
die stärkere ist. Aber wenn zwei gleich starke 
Gruppen einander gegenüberstehen, dann sind 
die Verhandlungspartner beider Parteien vor 
ihren Anhängern in der schwierigen Lage, den 
Nachweis zu führen, daß sie sich vom politi­
schen Gegner nicht überrunden und überlisten 
lassen, und daher war das Problem der Her­
stellung des Gleichgewichtes in der Regierung 
das entscheidende Problem. Und, sehr ver­
ehrter Herr Dr. Gredler, es ist nicht um Posi­
tionen gegangen (Heiterkeit und Widerspruch 
bei der F PÖ), nicht um Sinekuren. Aber, 
sehr verehrter Herr Doktor, warum haben Sie 
selbst (Abg. Zei l l inge t· :  Fragen Sie das Volk, 
was es sagt ! - Abg. Seb inger :  Sie sind doch 
nicht das Volk !) verschiedene Wünsche ge­
äußert bezüglich Berücksichtigung bei öffent­
lichen Positionen 1 Erst unlängst habe ich 
mit Dr. van Tongel gesprochen wegen ..  eines 
eventuellen Aufsichtsratssitzes bei der VOEST 
draußen. (Heiterkeit.) Und im übrigen, meine 
sehr verehrten Damen und Herren (Zwischen­
ruf des Abg. Z e i l l inger) ,  kommt es nicht 
darauf an, was jetzt mit Lautstärke verkündet 
wird, sondern darauf, was das innere Gewicht 
ist. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren ! 
Es ist also darum gegangen, das Gleichg�wicht 
herzustellen. Die Sozialistische Partei Öster­
reichs hat nun, wie mein erster Vorredner 
ausführte, weitestgehende Wünsche nach �es­
sorts und Kompetenzen gehabt, und diese 
Kompetenzauseinandersetzungen waren Grund­
satzfragen, weil eben die beiden Parteien weit­
gehend verschiedene Auffassungen vertreten 
und weil eben hier ein Ausgleich gefunden wer­
den muß, weil wir - denken Sie jetzt an die 
kommunistischen Weltjugendfestspiele, die uns 
ein Zeichen dafür sind, wie sehr wir in dieses 
Kräftefeld zwischen Ost und West eingespannt 
sind - zu einer Lösung kommen mußten ! 

Nun haben sich natürlich die Sozialisten das 
Gleichgewicht anders vorgestellt als unsere 
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Unterhändler. Und ich muß jetzt meinen Vor­
redner Aigner an ein Wort erinnern, das er 
unvorsichtigerweise gebraucht hat. Er hat 
gesagt, ich habe in der Debatte über die 
Regierungserklärung 1956 erklärt : das "König­
reich Waldbrunner" ist durch eine Präsident­
schaft abgelöst worden. Jawohl ! Hier ist der 
springende Punkt ! Wir haben 1956 nicht die 
verstaatlichte Industrie einem SPÖ-Minister 
weggenommen und einem ÖVP-Minister unter­
stellt, sondern wir haben eine echte Präsident­
schaft errichtet, wir haben ein Kondominium, 
eine gemeinsame Verwaltung der beiden Par­
teien hergestellt. (Zwischenr'ltfe bei den Sozia­
listen.) Meine sehr verehrten Damen und 
Herren ! (Abg. Z e c h t l :  Das ist nicht wahr, 
Herr Daletar ! - Weitere Zwischenrufe.) Ich 
kann ja warten, meine sehr verehrten Damen 
un(] Herren, wir haben j a  Zeit. (Abg. Z e c h t l : 
DrJ,s war das Kompromiß !) Darf ich Ihren 
ersten Einwand mit einigen Worten wider­
legen. Einverstanden, wir hatten den Vorsitz 
und das Dirimierungsrecht, und jetzt ver­
langten Sie, meine Damen und Herren, den 
Vorsitz mit dem Dirimierungsrecht. Aber der 
kleine Unterschied hat lediglich darin be­
standen, daß wir acht Mandate mehr gehabt 
haben, eine klare Überlegenheit, und daß wir 
das Recht gehabt hätten, einem ÖVP- Minister 
die verstaatlichte Industrie zu unterstellen. 
(Beifall bei der ÖV P.) Bei diesem Gleichgewicht 
war der Verzicht auf das Dirimierungsrecht 
das entsprechende Äquivalent, das wir ange­
boten haben und was berechtigt gewesen wäre. 

Und jetzt, meine Damen und Herren, von 
dieser Stelle ein offenes Wort /zu den ganz 

. unbegründeten Vorwürfen, daß die Öster­
reichische Volkspartei von sich aus für die 
Auflösung der IBV gewesen ist. Herr Dr. 
Gredler, Sie sind vollkommen falsch informiert. 
Ich will Ihnen aus meiner Erfahrung als 
Unterhändler jetzt den wirklichen Vorgang 
der Verhandlungen erzählen. (Abg. Z e i l l in­
g e r :  Bravo ! - Beifall bei der F PÖ.) Die 
Österreichische Volkspartei hat also für sich 
mit vollem Recht den Vorsitz im Aufsichtsrat 
beansprucht und auf das Dirimierungsrecht 
verzichtet. Die Sozialistische Partei hat dazu 
nein gesagt. Und jetzt, meine Herren von der 
unabhängigen Presse, etwas Interessantes für 
Sie : Die Österreichische Volkspartei hat einen 
z weiten Vorschlag gemacht. Herr Dr. Gredler, 
Sie haben Beispiele von England und Schweden 
gebracht. Das war der Vorschlag der Öster­
reichischen Volkspartei. (Abg. Dr. Gre d l e r :  
Bravo, das erstemal !) Wir haben gesagt : 
Lösen wir den Aufsichtsrat los von der Regie­
rung, machen wir keine Minister zu Aufsichts­
räten, machen wir das so wie bei den unter­
stellten Unternehmungen, wo nach § 7 des 
alten Kompetenzgesetzes die Leute nach fach-

lichen Voraussetzungen zu bestellen sind ! 
Da haben wir den Vorsitz der SPÖ angeboten, 
und die SPÖ hat nein dazu gesagt. (Abg. 
Dr. Gred le r :  Und Dr. Tzöbl hat auch nein 
gesagt ! - Heiterkeit.) Das wäre ein Vorschlag 
gewesen zur echten Entpolitisierung ,  das hätte 
jeden Streit außer Diskussion gestellt, und jede 
Auseinandersetzung in der IBV hätte dann 
nicht dazu geführt, daß es zu einer Regierungs­
krise kommen mu ß .  Dann wären keine Presti­
gefragen auf dem Spiel gestanden, meine sehr 
verehrten Damen und H�rren, dann wäre es so 
gewesen wie in anderen Staaten Westeuropas, 
wo es verstaatlichte Industrien gibt. Aber, 
Herr Dr. Gredler, die SPÖ hat nein gesagt 
dazu . (Abg. Zei l l inger : Und das ist die 
Mehrheit irn Haus ?) Ja, wir mußten ja zu 
einer Lösung kommen ! Sie kann uns nicht 
ihren ·Willen aufzwingen, und wir ihr auch 
n icht, und Sie mit Ihren acht Mandaten am 
allerwenigsten ! ( Lebhafter Beifall bei der 
Ö VP. - Abg. A lt e n b urger :  Dr. Gredler 
hat noch nie die Verantwortung getragen, er 
weiß nicht, wie das ist !) 

Und nun sagt die Sozialistische Partei : 
Die ÖVP war für die Auflösung der IBV. 
(Lebhafte Zwischenntfe. - Der Präsident  gibt 
das Glockenzeichen.) Nach Ablehnung dieser 
bei den Vorschläge von uns kamen die 
Gegenvorschläge der , Sozialisten, über die ich 
Ihnen jetzt auch etwas erzählen will. Man hat 
uns gesagt : Lösen wir halt den Aufsichtsrat 
der IBV auf und übertrilJgen wir seine Rechte 
deIh Herrn Vizekanzler Dr . Pittermann ! Das 
wäre ja noch schlimmer gewesen, als wenn man 
gleich den Vorsitz mit Dirimierungsrecht der 
Sozialistischen Partei übergeben hätte, infolge­
dessen war das eine vollkommen indiskutable 
Angelegenheit. 

Und nun möchte ich, eben weil durch die 
Presse die Öffentlichkeit mithört, gerade für 
die Nichtsozialisten - auch Sie haben Nicht­
sozialisten in den verstaatlichten Betrieben 
unter den Arbeitern und Angestellten - etwas 
sagen : Diese Sektion, die im Bundeskanzler­
amt neu gegründet wurde, ist nicht zu ver­
gleichen mit dem Ministerium Waldbrunner. 
Damals waren doch die öffentlichen Verwal­
tungen, die jetzt in Wegfall kommen, und 
heute sind sämtliche Rechte, die damals vom 
Minister verwaltet wurden, die Bestellung der 
Organe und Aufsichtsräte bei den Aktiengesell­
schaften und der Geschäftsführer bei den Ges. 
m .  b. H . ,  an die Bundesregierung übertragen, 
es ist die Parität festgelegt durch das Gesetz; 
und nach dem alten § 7 werden die Aufsichts­
räte "nach fachlicher Eignung" zusammenge­
stellt, wie es dort heißt. 

Ich möchte nun sagen : Eine besondere 
Forderung der Österreichischen Volkspartei war 
naturgemäß, daß nunmehr auch die noch aus-
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ständigen Organe bei der VÖEST und bei der 
I 

Ich habe davon gesprochen : Gleichgewicht ? 
Alpine gebildet werden. Und dies wird in Ja ! Der souveräne Wähler hat dieses 
diesen Tagen erfolgen. Dann sind diese Unter- Gleichgewicht am 10. Mai hergestellt. - Aber 
nehmungen selbständig, dann müssen sie Übergewicht der SPÖ 1 Nein ! 
selber schwimmen, dann haben sie die Mög- Ich verweise beispielsweise auf den zweiten 
lichkeit, nach privatwirtschaftlichen Grund- Angriffsstoßkeil der Sozialistischen Partei, auf 
sätzen zu arbeiten, dann sind im Betrieb das Finanzministerium. Da waren Wünsche 
der Vorstand und der Aufsichtsrat verant- sonder Zahl ; etwa nach Errichtung einer 
wortlich, und man kann nicht mehr zum Kadi Bankenholding, wonach dann praktisch die 
gehen und zur nächsthöheren Instanz , ob gesamten Konzernunternehmungen in den 
das nun ein Funktionär der Sozialisten oder Abhängigkeitsbereich der SPÖ gelangt wären, 
der ÖVP ist, und sich darauf ausreden : Ich oder die Einbeziehung des Deutschen Eigen­
hätte das lieber anders gemacht, ich, der tums oder die Einbeziehung der Tabakregie 
Fachmann, aber die Bösen da oben haben eine in diese Holding. Bei allen diesen Dingen ist 
andere Weisung erteilt. (Abg. Dr. K andutsch :  es zu einer Regelung gekommen, mit der man 
Hat dann der Vize kanzler gar nichts zu tun ?) vollkommen zufrieden sein kann. Beim Deut­
Der Herr Vizekanzler ist der zuständige sehen Eigentum ist ausdrücklich festgestellt 
Leiter der Sektion und wird der Bundes- worden, daß diese Holding dazu da ist, um 
regierung gemäß den Gesetzen und den Kompe- es zu liquidieren, nicht etwa, um es als ver­
tenzen, die die Bundesregierung hat, eben die staatlichte Unternehmungen weiterzuführen. 
Vorschläge erstatten, wobei er dann an diese Ich verweise darauf, wie schwierig die Ver­
Richtlinien gebunden ist . ( Weitere Zwischen- handlungen bezüglich der Kompetenzwünsche 
rufe.) der Sozialistischen Partei gegenüber dem 

Ich möchte hier noch etwas anderes sagen, Finanzministerium gewesen sind. Da ist es 
meine sehr geehrten Damen und Herren, etwas nicht um Personen gegangen, sondern um 
sehr Wesentliches. Es wird zwar der Investi- effektive Kompetenzen, hinter denen Grund­
tionsfonds wieder eingeführt, aber es ist fest- sätze stehen, meine sehr verehrten Damen 
gehalten, daß die verstaatlichten Unterneh- und Herren ! Aus einer grundsätzlichen Hal­
mungen Dividenden ausschütten müssen. und tung heraus haben die Sozialisten das ver­
daß davon - und zwar nur vom staatlIchen langt, und aus einer grundsätzlichen Haltung 
Aktienbesitz, wodurch ausdrücklich die Mög- heraus haben wir, die Volkspartei, diese 
lichkeit angedeutet ist, daß es neben diesem schwache" Volkspartei das abgelehnt Herr 
staatlichen Aktienbesitz in Zukunft anch ])r. Gredler. (Beifall bei der ö V  P. - Zwischen­
einen privaten Aktienbesitz geben wird 

- rufe. - Der Präsid e n t  gibt das Glocken-
25 Prozent an den Finanzminister und 75 Pro- zeichen.) Wenn ich daran denke, etwa an 
zent an den Investitionsfonds zur Aus- die Wünsche . . . (Abg. Zech t l :  Das ganze 
zahlung zu gelangen haben, wo bei der Herr Ministerium ist angeboten worden I) Darauf 
Vizekanzler vierteljährlich einen Bericht über komme ich auch noch zu sprechen. Das 
den Investitionsfonds dem Hanptausschuß des ganze Ministerium ! (Abg. A l t e n b urger : 
Nationalrates vorzulegen hat . Zeillinger war ständig bei den Sozialisten 1 

Meine sehr verehrten Damen und Herren !  Seien Sie nur schön still I) 
Ich habe das deshalb so ausführlich behandelt, Sehr verehrter Herr Kollege ! Diesem An­
weil ich mit aller Deutlichkeit unterstreichen bieten des Finanzministeriums war ein Kon­
möchte, daß wir - weil Sie sagen, wir haben zept zugrunde gelegt, über das man vielleicht 
um Posten und Sinekuren gekämpft - um die verschiedener Meinung sein könnte. ( A bg. 
Freiheit des Arbeitsmenschen in den ver- Zecht l :  Konzept der Konzeptlosigkeit I) Aber 
staatlichten Unternehmungen gekämpft haben nein, mein sehr Verehrter, sondern dann 
und daß diese Regelung hier ein Teil davon wäre die Kompetenzverteilung auf anderen 
gewesen ist ! (Lebhafter Beifall bei der Ö V  P. - Gebieten und die Ressortverteilung natürlich 
Abg. Cze t te l :  Die Arbeiter brauchen Ihre auch anders gewesen. So ist das natürlich 
Hilfe für ihre Freiheit nicht, Her?' Dr. Maleta I) nicht, daß Sie eines nach dem anderen ein­
Nur keine Aufregung ! (Abg. Z e c h t l :  Die kassieren könnten. Die Öffentlichkeit hat 
Arbeiter brauchen den Schutz vor Ihren Be- in einer emotionellen Aufwallung dagegen 
streb'ttngen I) Es gibt, Gott sei Dank, in den Stellung genommen, und darüber will ich 
verstaatlichten Unternehmungen nicht allein ein offenes Wort sagen. (Abg. W e i k h a r t :  
sozialistische Arbeiter (lebhafte Zwischenrufe Das war eine "industrielle" Aufwallung I) 
und Unruhe - der Präsiden t  gibt das Glocken- In einer emotionellen Aufwallung ! (Ironische 
zeichen) , wie die Betriebsratswahlen etwa in Heiterke'it bei der SPÖ. - Lebhafter Beifall 
der ÖMV und in anderen verstaatlichten Unter- bei de1' Ö V P.) 
nehmungen bezeugen. (Abg. O l a h :  Besonders Wenn vielleicht ein Verband aus einer 
in der Generaldü'ektion I) überflüssigen Ungeschicklichkeit heraus in einer 
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Überbewertung seiner Stellung irgendwelche 
Stellungnahmen abgegeben hat, dann hat 
das mit der großen Massenbewegung der Volks­
partei, die sozialpolitisch auf dem Gedanken­
gut einer christlichen Vergangenheit beruht, 
nicht das geringste zu tun. Und der Tabak­
trafikant, der Greißler, der kleine Gewerbe­
treibende und viele Ihrer Arbeiter draußen, 
meine Damen und Herren, die Sorge gehabt 
haben um den Schilling, die sind bestimmt 
nicht vom Industriellenverband dazu ange­
stiftet worden. ( Lebhafter Beifall bei der 
Ö VP.) 

Man könnte noch sehr viel erzählen von 
den verschiedensten Wünschen, wie sie sich 
dann verringert haben, bis dann noch die 
letzte Forderung übriggeblieben war nach 
einem Staatssekretär im Finanzministerium . 
Aber das war interessant, liebe Freunde, 
das war interessant. Wir haben gesagt : 
Vielleicht kann man darüber reden ! Ja, 
wir haben ihn sogar angeboten. Aber das 
Gleichgewicht - über das wird doch die 
ganze Zeit geredet, das war der Wahlslogan 
der Sozialistischen Partei -, das würde 
es doch gerechtfertigt erscheinen lassen, wenn 
man etwa einen Staatssekretär der ÖVP im 
Sozialministerium bekäme oder im Verkehrs­
ministerium. Aber nein, da war nicht vom 
Gleichgewicht die Rede ! Da haben wir ge­
sagt : Wenn da nichts, dann da auch nichts ! 
Damit war die Sache der Staatssekretäre 
erledigt. 

Meine sehr Verehrten ! Jetzt will ich mich 
aber noch über verschiedene andere Dinge 
auslassen. Herr Dr. Gredler - er hat es mir 
heute besonders angetan hat ange­
kündigt . . .  (Abg. Dr. Gre dle r :  Ich habe 
Sie nur einmal erwähnt ! Sie mich schon sechs­
mal 1 ) Ja natürlich , aber ' ich bin so höf lich 
und nehme darauf Bezug. (Abg. Dr. Gredle r :  
Das kostet 5000 S im Radio 1 - Heiterkeit.) 
Das bekomme ich von Ihnen 1 Das ist kein 
schlechtes Geschäft. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren ! 
Ich will einmal auch einige Worte über den 
Koalitionspakt verlieren. Ich habe schon in 
meinen einleitenden Ausführungen gesagt, daß 
das österreichische Volk, das jetzt in den 
Urlaub gefahren ist oder in den Urlaub geht 
und sich eines gewissen Wohlstandes erfreut, 
einen Schock empfinden würde, wenn wir 
uns jetzt, gerade in dieser Situation, wo um 
den deutschen Raum gewürfelt wird, wo 
die Außenpolitik im Fluß ist, wo die ganzen 
Spannungen der Weltpolitik immer lebendiger 
werden, innenpolitisch aus der großen Sorge 
um das Volk und die staatliche Zukunft 
heraus nicht doch auf einer Linie finden 
würden, trotz der Nachteile und Mängel, 
die diese auch aufweisen mag. 

Aber Koalition heißt Bindung, das ist ganz 
klar, und die Festlegung eines koalitions­
freien Raumes, einer Art bindungsfreien Bin­
dung, ist natürlich eine Art Quadratur des 
Zirkels, die wir hier zu verzeichnen haben. 
(Abg. Dr. K andu t s c h :  Das war nicht immer 
Ihre Meinung I) Aber dennoch hat die Öster­
reichische Volkspartei den Vorschlag gemacht 
- es war mein Vorschlag -, daß man Ge­
setze, über die man sich nach einem ge­
wissen Zeitraum nicht einigen kann, dem 
Parlament 'lur freien Entscheidung überläßt, 
denn die Bevölkerung draußen wünscht zwar 
eine Koalition, aber sie wünscht eine arbeits­
fähige Koalition, und sie will nicht haben, 
daß Regierungsvorlagen monatelang, j a  viel­
leicht j ahrelang unerledigt liegenbleiben. 
(Rut bei der FPÖ : Das weiß man schon 
lange !) Darüber konnte keine Einigung er­
zielt werden. 

Aber lassen Sie mich in dem Zusammen­
hang etwas sagen über die Rechte des Par­
laments, und zwar wende ich mich da nicht 
an die FPÖ, die auch die Rechte des Par­
laments verlangt, sondern an die öffentliche 
Meinung, denn die FPÖ sagt zwar "Par­
lament" ,  meint aber das Zünglein an der 
Waage mit ihrem kleinen Federgewicht von 
acht Mandateu zwischen den 157 anderen, den 
Mehrheitsabgeordneten dieses Hauses. Das 
würde ich an ihrer Stelle natürlich auch ver­
langen. (Z�t8timmung bei der Ö V  P.) 

Aber der Öffentlichkeit gegenüber sei ge­
sagt - und das sage ich als Klubobmann, 
ich glaube, mein Kollege Olah wird mir dabei 
vollkommen beipflichten - :  In einem Koali­
tionspakt oder in einer Parteienvereinbarung 
hat eine Bestimmung, daß das Parlament 
größere Freiheiten haben soll, nichts ver­
loren. Dieses Parlament hat seine Freiheiten 
in den Verfassungsbestimmungen garantiert 
( Abg. Z e i  II i n ge r :  Was nicht eingehalten 
wird !), und wenn wir uns einer gewissen 
Parteidisziplin unterwerfen, so geschieht das 
aus einer inneren Gewissensverpflichtung her­
aus freiwillig und kann jederzeit geändert 
werden. 

Da lassen Sie mich etwas sagen ! Das 
französische Parlament hat sich sehr viele 
individualistische Freiheitsrechte ohne irgend­
welche Bindungen zugelegt gehabt, mit dem 
Resultat, daß es jetzt verfassungsmäßig Frei­
heitsrechte verloren hat. Meine sehr ver­
ehrten Herren und Damen ! Wenn wir an 
der innenpolitischen Situation Kritik üben, 
dann ist es notwendig, das sei offen ge­
sagt, einen Blick über die Grenzen 
unseres Staates hinaus nach Europa, nach 
Frankreich, 'nach Italien und anderwärts, 
zu werfen und die Verhältnisse zu vergleichen. 
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Und noch ein paar Worte, das habe ich 
vorhin übersehen. Ich verfolge sehr genau 
die Entwicklung im Deutschen Gewerkschafts­
bund und in der Sozialdemokratischen Partei 
Deutschlands. Man kann dort das wachsende 
Unbehagen sehen, ob dies nun mit Recht oder 
Unrecht empfunden wird, aber ' von ihrem 
Gesichtspunkt aus empfinden sie es, daß sie 
diese Bundesrepublik nicht als ihren Staat 
ansehen. Das ist zwar nur eine Tendenz, 
aber, meine sehr verehrten Damen und Herren, 
das könnten wir uns in Österreich nicht er­
lauben. Daher ist es staatspolitisches Vera�t­
wortungsbewußtsein, wenn die Ö sterreichische 
V olkspartei manches parteipolitische Interesse 
zurückstellt und sich mit den Sozialisten zu 
einer gemeinsamen Arbeit zusammentut. Wir 
wissen : Die wirkliche Sorge, die wirkliche Ge­
fahr ist doch etwas ganz anderes als diese 
lächerlichen Streitigkeiten über irgendeinen 
Koalitionspaktinhalt. Diese Gefahr ist die 
aus dem Osten, meine Damen und Herren, 
und wir würden verflucht von Kindern und 
Kindeskindern, wenn wir nicht eine Innen­
politik machen würden, die dafür Sorge trägt, 
daß dieses Land, das echte Herz­
stück des Abendlandes, seine Freiheit erhält. 
(Be#all bei der Ö VP.) 

Wir sind Realpolitiker genug, Herr Dr. Gred­
leI', denn die Österreichische Volkspartei hat 
zu einer Zeit, als es unpopulär gewesen ist, 
den Gedanken der Neutralitätspolitik als erste 
ausgesprochen und Bundeskanzler Raab hat 
sie durchgeführt, zu einem Zeitpunkt, in dem 
man dafür wenig Verständnis gefunden hat, 
in dem man uns beschuldigt hat, daß wir 
innerlich irgendwie anfällig seien. Das ist 
Realpolitik ! Aber im Grundsätzlichen müssen 
wir fest bleiben, meine Damen und Herren, 
sonst geht die Geschichte über uns hinweg, 
und dafür fühlt sich die Führung der Öster­
reichischen Volkspartei und dieser Klub 
verantwortlich. (Beifall bei der Ö V  P.) 

Wir haben nicht die Sorgen, die Sie haben 
müssen, ob wir vielleicht in einer Wahlperiode 
ein Mandat mehr oder weniger haben. Das 
interessiert die Öffentlichkeit nicht. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren ! 
Rechte des Parlaments! Haben Sie übersehen, 
daß dieses Sechser-Komitee, das hier ver­
handelt und wesentlichen Anteil an der 
Regierungsbildung genommen hat, aus vier 
Parlamentariern bestand, daß ihm die Klub­
obmänner angehört haben, haben Sie über­
sehen, daß diesem Koalitionsausschuß die 
Klubobmänner angehören müssen ? 

Ich will Ihnen noch einiges sagen über den 
Inhalt des Koalitionsabkommens, weil so 
viel Rätselraten darüber ist. 

Da ist eine Bestimmung, daß Regierungs­
vorlagen, über die in der Bundesregierung ein 
einstimmiger Beschluß erzielt worden ist und 
die wegen ihrer Bedeutung für die im National­
rat vertretenen beiden Koalitionsparteien ver­
bindlich erklärt wurden, grundsätzlich ver­
einbart sind und daß an ihnen grundlegende 
Abänderungen nur mit Zustimmung des Koali­
tionsausschusses vorgenommen werden dürfen. 
Es heißt : wegen ihrer Bedeutung ! Wir haben 
in einem früheren Koalitionsabkommen die 
Bestimmung gehabt, daß Beschlüsse über Fragen 
der Währungspolitik nur einstimmig gefaßt wer­
den dürfen. Was ist Währungspolitik ? Jedes 
zweite Gesetz, das die Abgeordneten hier 
einbringen, hat irgendeine Auswirkung auf die 
Währung. Infolgedessen haben wir hier eine 
einfachere Formulierung gebracht. Und hier 
heißt es ja : bedürfen der Zustimmung des 
Koalitionsausschusses ! Das heißt, man kann 
darüber reden, und wenn die Klubobmänner 
im Koalitionsausschuß sitzen, werden sie 
doch wohl dafür Sorge tragen, daß in gemein­
samen Besprechungen mit den Abgeordneten 
auch die Stimme des Parlaments zu Gehör 
kommt. 

Oder eine weitere Bestimmung : Wurde eine 
solche Verbindlichkeit nicht beschlossen, so 
haben beide Parteien für die Behandlung im 
Parlament freie Hand. Das ist die Auf­
lockerung gegenüber der Vergangenheit. Sicher­
lieh 1st das umstritten. Es erschwert die 
Regierungsarbeit, aber ich stehe nicht an, 
zu sagen und hier als Klubobmanl1 zu erklären, 
daß wir in der Österreichischen Volkspartei 
ein Interesse daran haben, daß die Institution 
des Parlamentes in der Öffentlichkeit angesehen 
ist. Wiederholen ' wir doch nicht das Spiel 
aus der Zeit vor 1934, wo die demokratischen 
Einrichtungen lächerlich gemacht wurden, was 
mit dem Ruf nach dem starken Mann 
endete, der dann die Marschierenden in das Un­
glück und in das Verderben gestürzt hat. (Zu­
stimmung bei der Ö V  P.) Meine sehr verehrten 
Damen und Herren ! Das sind Dinge, die hier 
einmal offen ausgesprochen werden müssen. 
Und glauben Sie mir : Wir hier im Parlament 
werden die Korrektur zur Regierung sein, 
wir werden gemeinsam arbeiten und wir 
werden in Pflichtbewußtsein und Selbstdiszi­
plin den Weg finden, der zu einer ersprieß­
lichen Arbeit und zu einem ersprießlichen 
Ergebnis führt. Und daher kann ich mich 
kurz fassen bei den übrigen Erklärungen zur 
RegierungseI' klärung. 

Ich möchte nur einstweilen feststellen, 
meine Damen und Herren, daß diese Regierungs­
erklärung keine taxative Aufzählung von den 
Dingen ist, die in vier Jahren zu machen sind ; 
sie ist nur eine Aufzählung von jenen Bestim­
mungen, über die man sich bisher geeinigt hat. 
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Es sind Zuschriften gekommen von Land­
arbeitern, politisch Verfolgten, von der Jugend 
und vielen, vielen anderen. Ja glaubt man, 
wenn diese Dinge nicht in der Regierungs­
erklärung stehen, daß wir sie nicht aufgreifen 
werden und nicht aufgreifen können ? (Abg. 
Z e i l l i n g e r .'  Das glauben wir I) Was Sie glau­
ben, ist ja uninteressant, meine sehr ver­
ehrten Henen ! (Beifall bei der Ö V P.j 

Ich möchte noch eine Feststellung machen : 
Die wesentlichen Grundsätze der Wirtschafts­
politik der Österreichischen Volkspartei ziehen 
sich wie ein roter Faden durch diese Regie­
rungserklärung . (Abg. Dr. Gredler  und 
Abg. Z e i l l i n g e r ,'  Roter Faden I) Jawohl ! 
Ihnen wäre wohl ein brauner Faden lieber, 
aber da spielen wir nicht mit ! (Zwischenrufe. ­
Der Prä s i d e n  t gibt das Glockenzeichen.) 

Ich möchte hier auch noch eine zweite 
grundsätzliche Feststellung machen : Die 
Österreichische Volkspartei hat in diesel' Wahl­
schlacht zu spüren bekommen, daß wir für die 
Währungsstabilität eingetreten sind, weil wir 
die Auffassung vertreten haben : Nur der 
gesicherte Schilling is·t die echte Grundlage für 
eine gute sozialpolitische Leistung, für Renten, 
für Gehaltsverbesserungen etc. t 

In der gegnerischen Propaganda wurde das 
irgendwie vernebelt und so getan, als ob wir 
gegen solche Leistungen wären. Nein, meine 
sehr verehrten Damen und Herren, so leicht 
werden wir es Ihnen nicht mehr machen. 
Diese Österreichische Volkspartei wird dafür 
sorgen, daß eine gesunde Währungspolitik ge­
macht wird, sie wird aber auch selbst darüber 
bestimmen und dabei sein, wenn darüber 
beschlossen wird, was an Leistungen aus diesem 
gemeinsamen Wirtschaftstopf für Minderbe­
mittelte, sozial Bedürftige und für sozial 
Berechtigte zu verteilen ist. (Beifall bei der 
Ö VP.j 

h Meine sehr verehrten Damen und Herren ! 
Iö'h will Ihre Aufmerksamkeit nicht mehr lange 
in Anspruch nehmen. Ich möchte abschließend 
nur einen Vergleich ziehen : 1953 ist die 
Österreichische Volkspartei in der gleichen 
Situation gestanden wie heute, 1959. Wir 
haben damals weniger Stimmen gehabt als die 

Sozialistische Partei, wir haben infolge der 
Wahlarithmetik um ein Mandat mehr erhalten. 
Und diesem glücklichen Zufall war der große 
Erfolg der späteren Jahre zu verdanken, auch 
der große Erfolg der Erringung der staats­
politischen Freiheit. (Lebhafter Beifall bei der 
Ö VP.j 

Wir Unterhändler haben dafür gesorgt, 
daß ein echtes Gleichgewicht erhalten bleiben 
konnte, und wir haben damit so wie 1953 das 
Fundament gelegt für eine erfolgreiche Arbeit 
in der Zukunft. 

Da Sie von Kamitz gesprochen haben, will 
ich Ihnen eines sagen : Der Schock hat zwei 
Seiten gehabt. Am lO. Mai war er noch nicht 
wirksam, aber bei kommenden Wahlen 
werden die Wähler schon an die Sicherung 
der Währung und an unsere Grundsätze 
denken. (Beifall bei der Ö V P.) 

Daher glaube ich ,  meine sehr verehrten 
Damen und Herren : Es wurde ein gutes Werk 
getan. Der Parlamentsklub der Österreichi­
schen Volkspartei weiß, daß eine große Ver­
antwortung auf ihm lastet. Er wird aber diese 
Aufgaben tragen zu einem gemeinsamen End­
ergebnis, zu einer glücklichen Weiterent­
wicklung unseres Vaterlandes Österreich . (Leb­
hafter anhaltender Beifall bei der Ö V  P.) 

Präsident :  Zum Wort ist niemand mehr 
gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Die 
Tagesordnung ist e r s c h öpft. 

Im Einvernehmen mit den Parteien w e i s e  
ich den A n t r a g  33/A der Abgeordneten 
Reich, Rosa Rück und Genossen, betreffend 
die Erlassung eines Bundesgesetzes, womit das 
Familienlastenausgleichsgesetz neuerlich abge­
ändert wird (Novelle 1959 zum Familienlasten­
ausgleichsgesetz), dem Finanz- und Budget­
ausschuß zu. Wird dagegen eine Einwendung 
erhoben 1 - Dies ist nicht der Fall. 

Der Finanz- und Budgetausschuß tritt eine 
halbe Stunde nach Schluß der Haussitzung 
im Lokal VI zusammen. 

Die n ä ch s t e  Sitzung berufe ich für morgen, 
Mittwoch, den 22. Juli, 10 Uhr vormittag, ein. 
Die Tagesordnung ist bereits verteilt. 

Die Sitzung ist g e s c h l o ss e n. 

SchlUß der Sitzung : 12 Uhr 50 Minuten 

Druck der Ö sterreichischen Staatsdruckerei. 8204 59 
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